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Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 18. März 1971 
zwischen der Bundesrepublik Deutschiand und der Republik Island 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen 


A. Zielsetzung 

Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Island sollen durch Regelungen 
zur Vermeidung von Doppelbesteuerungen auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und Vermögen gefördert werden. 


B. Lösung 

Das Abkommen vom 18. März 1971 trifft die erforderlichen 
Regelungen; es ist ratifizierungsbedürftig (Artikel 59 Abs. 2 des 
Grundgesetzes). Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz soll das 
Abkommen die für die Ratifikation erforderliche Zustimmung 
der gesetzgebenden Körperschaften erlangen. 


C. Alternativen 

Alternativvorschläge liegen nicht vor. 


D. Kosten 

Keine wesentlichen Auswirkungen. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5. Februar 1 973 

1/4 (IV/4) - 521 05 — Do 9/73 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 18. März 1971 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Island zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbei- 
zuführen. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern der Finanzen und 
des Auswärtigen gemeinsam erstellt worden. 


Der Bundesrat hat in seiner 389. Sitzung am 2. Februar 1973 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 18. März 1971 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Island 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 18. März 1971 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Republik Island zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen sowie dem 
Protokoll zu diesem Abkommen wird zugestimmt. 
Das Abkommen und das Protokoll werden nach- 
stehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Soweit das Abkommen auf Grund seines Arti- 
kels 29 Abs. 2 für die Zeit vor seinem Inkrafttreten 
anzuwenden ist, steht dieser Anwendung die Un- 
anfechtbarkeit bereits vor dem Inkrafttreten ergan- 
gener Steuerfestsetzungen nicht entgegen. 

(2) Soweit sich auf Grund des Absatzes 1 dieses 
Artikels oder auf Grund des Artikels 29 Abs. 2 des 

Begründung 

Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die 
Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften in 
der Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, weil das Auf- 
kommen aus den vom Abkommen betroffenen Steu- 
ern gemäß Artikel 106 des Grundgesetzes ganz oder 
zum Teil den Ländern oder den Gemeinden zufließt. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen ist nach seinem Artikel 29 Abs. 2 
erstmals auf Steuern anzuwenden, die für das 
Kalenderjahr 1968 erhoben werden. Um die betrof- 
fenen Steuerpflichtigen uneingeschränkt in den Ge- 
nuß der rückwirkenden Abkommensanwendung zu 
bringen, sieht Absatz 1 des Artikels vor, daß bereits 
unanfechtbare Steuerfestsetzungen geändert werden 
können. 

Soweit sich durch die rückwirkende Anwendung 
des Abkommens in besonders gelagerten Einzel- 
fällen eine höhere Gesamtbelastung an deutscher 
und isländischer Steuer ergeben sollte als nach dem 
bisherigen Rechtszustand, schließt Absatz 2 des Ar- 
tikels — ungeachtet bislang schon geübter Verwal- 
tungsmaßnahmen — für die Zeit vor dem Jahr 
des Inkrafttretens des Abkommens eine rückwir- 
kende Verschlechterung für die Steuerpflichtigen 


Abkommens für die Zeit bis zum Beginn des Jahres, 
in dem das Abkommen in Kraft tritt, bei der jewei- 
ligen Steuerart unter Berücksichtigung der jeweili- 
gen isländischen und deutschen Besteuerung ins- 
gesamt eine höhere Belastung ergibt, als sie nach 
den Rechtsvorschriften vor Inkrafttreten des Abkom- 
mens bestand, wird der Steuermehrbetrag nicht 
erhoben. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 29 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 


kraft Gesetzes aus. Die Regelung besagt, daß in 
solchen Fällen eine etwaige deutsche Mehrsteuer 
nur erhoben wird, soweit ihr eine Entlastung an 
isländischen Steuern gegenübersteht. 

Zu Artikel 3 

Das Abkommen und das Protokoll hierzu sollen auch 
auf das Land Berlin Anwendung finden; das Gesetz 
enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Absatz 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab- 
kommen nach seinem Artikel 29 Abs. 2 in Kraft 
tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepublik 
zur Beseitigung der Doppelbesteuerung in gewis- 
sem Umfang auf Steuern, die dem Bund, den Län- 
dern oder den Gemeinden zufließen. Andererseits 
brauchen gewisse, zur Vermeidung der Doppelbe- 
steuerung bisher eingeräumte Ermäßigungen an 
deutschen Steuern nicht mehr oder nicht mehr in 
bisheriger Höhe gewährt werden, weil die Doppel- 
besteuerung nach dem Abkommen schon durch 
Steuerverzichte Islands beseitigt oder gemildert 
wird. Das sich daraus ergebende Mehr- oder Min- 
deraufkommen wird haushaltswirtschaftlich nicht 
ins Gewicht fallen. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Island 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

Samningur 

milli Sambandslyöveldisins byzkalands og Lyöveldisins I slands 
til ad koma i veg fyrir tvisköttun, ad jjv'i er vardar skatta a tekjur og eignir 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE REPUBLIK ISLAND 

VON DEM WUNSCHE GELEITET, ein Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen abzu* 
schließen, 

HABEN zu diesem Zwecke zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland: 

den Staatssekretär des Auswärtigen Amts, 

Herrn Dr. Paul Frank, 

den Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen, 
Herrn Dr. Hans Georg Emde 

Der Präsident der Republik Island: 

Seine Exzellenz 

Herrn Botschafter Arni Tryggvason 

Diese haben nach Mitteilung ihrer in guter und ge- 
höriger Form befundenen Vollmachten folgendes ver- 
einbart: 

Artikel 1 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Ver- 
tragstaat oder in beiden Vertragstaaten ansässig sind. 

Artikel 2 

{!) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art 
der Erhebung, für Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen, die für Rechnung eines der beiden Vertrag- 
staaten, eines seiner Länder oder ihrer Gebietskörper- 
schaften erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
gelten alle Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom 
Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder 
des Vermögens erhoben werden, einschließlich der 
Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen 
oder unbeweglichen Vermögens sowie der Steuern vom 
Vermögenszuwachs, 

(3) Zu den zur Zeit bestehenden Steuern, für die das 
Abkommen gilt, gehören insbesondere 

a) in der Bundesrepublik Deutschland: 

die Einkommensteuer, 


SAMBANDSL^DVELDID l^YZKALAND 

og 

LYDVELDID ISLAND 

SEM ERU ÄSÄTT um aä gera meä ser samning til aä koma 
i veg fyrir tvisköttun, aä {>vi er varäar skatta a tekjur og 
eignir, 

HAFA i pv\ skyni skipaä sem fulltrüa siiia meÖ umboÖi: 

Forseti Sambandsl_f9veldisins I>5''zkalands : 

Dr, Paul Frank, 

raäuneytisstjöra i utanrikisraSuneytinu, 

Dr. Hans Georg Emde; 

rääune^Tisstjöra \ fjarmalaraäuneytiiiu 

Forseti Lyöveldisins Islands: 

Herra ’Ama Tryggvason, seiidiherra 

sem, eftir aÖ hafa skipzt ä umboÖum, er reyndust göö og 
gild, hafa orÖiö asättir um eftirf arandi ; 

1. grein 

Samningur {)essi tekur til aÖila, sem eru heimilisfastir i ööru 
eöa baÖum aÖildarrikjunum. 

2. grein 

1. Samningur f)essi tekur til skatta af tekjum og eignum, 
sem eru alagÖir vegna hvors aÖildarrikisins um sig, einstakra 
rikja {>esvs (Länder), opinberra stofnana eÖa sveitarstjörna, 
an tillits til f)ess ä hvern hätt f>eir eru älagÖir. 

2. Til skatta af tekjum og eignum teljast allir skattar, sem 
lagÖir eru a heildartekjur, heildareignir eÖa ä f) 0 etti tekna og 
eigna, f)ar me 9 taldir skattar af dgoöa af sölu lausafjar eÖa 
fasteigna, svo og skattar af verÖmsetisaukningu. 


3. Gildandi skattar, sem samningurinn tekur til, eru 
aÖallega J^essir: 

a) i Sambandslyöveldinu ^yzkalandi: 
tekjuskattur {die Einkommensteuer), 
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die Körperschaftsteuer, 
die Vermögensteuer und 
die Gewerbesteuer, 

einschließlich der Steuern, die zusätzlicb zu diesen 
Steuern erhoben und nach ihnen bemessen werden 
(im folgenden als „deutsche Steuer" bezeichnet); 

b) in Island: 

die staatliche Einkommensteuei , 
die staatliche Vermögensteuer, 
die Gemeindeeinkommensteuer urd 
die Gemeindevermögensteuer, 

einschließlich der Steuern, die zusätzlich zu diesen 
Steuern erhoben und nach ihnen bemessen werden 
(im folgenden als „isländische Steuer" bezeichnet). 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher 
oder ähnlicher Art, die künftig neben den zur Zeit be- 
stehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben werden. 

(5) Die Bestimmungen dieses Abkommens über die Be- 
steuerung des Einkommens oder des Vermögens gelten 
entsprechend für die nicht nach dem Einkommen oder 
dem Vermögen berechnete deutsche Gewerbesteuer. 

Artikel 3 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammen- 
hang nichts anderes erfordert: 

a) bedeutet der Ausdruck „Bundesrepublik Deutschland", 
im geographischen Sinne verwendet, den Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland sowie das an die Hoheitsgewässer der 
Bundesrepublik Deutschland angrenzende und steuer- 
rechtlich als Inland bezeichnete Gebiet, in dem die 
Bundesrepublik Deutschland in Übereinstimmung mit 
dem Völkerrecht ihre Rechte hinsichtlich des Meeres- 
grundes und des Meeresuntergrundes sowie ihrer 
Naturschätze ausüben darf; 

b) bedeutet der Ausdruck „Island", im geographischen 
Sinne verwendet, das Hoheitsgebi der Republik Is- 
land sowie das an die Hoheitsgewässer Islands an- 
grenzende und steuerrechllich als Inland bezeichnete 
Gebiet, in dem Island in Übereinstimmung mit dem 
Völkerrecht seine Rechte hinsichtlich des Meeres- 
grundes und des Meeresuntergrundes sowie ihrer 
Naturschätze ausüben darf; 

c) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragstaat" und „der 
andere Vertragstaat", je nach dem Zusammenhang, 
die Bundesrepublik Deutschland oder Island; 

d) umfaßt der Ausdruck „Person" natürliche Personen, 
Gesellschaften und alle anderen Rechtsträger, die als 
solche besteuert werden; er umfaßt auch Personen - 
gesellschaften; 

e) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft" juristisdie Per- 
sonen oder Rechtsträger, die für die Besteuerung wöe 
juristische Personen behandelt werden; 

f) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Ver- 
tragstaates" und „Unternehmen des anderen Vertrag- 
staates", je nach dem Zusammenhang, ein Unter- 
nehmen, das von einer in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ansässigen Person betrieben wird, oder ein 
Unternehmen, das von einer in Island ansässigen Per 
son betrieben wird; 

g) bedeuten die Ausdrücke „in einem Vertragstaat an- 
sässige Person" und „in dem anderen Vertragstaat 
ansässige Person", je nach dem Zusammenhang, eine 
Person, die in der Bundesrepublik Deutschland an- 
sässig ist, oder eine Person, die in Island ansässig ist; 

h) bedeutet der Ausdruck „Steuer", je nach dem Zusam- 
menhang, die deutsche Steuer oder die isländische 
Steuer; 


felagaskattur (die Körperschaftsteuer). 

eignarskattur (die Vermögensteuer) og 

viäskiptaskattur (die Gewerbesteuer), 

f)ar meä taldir skattar, sem ä eru lagSir ti) viäbotar, og 

byggäir ä, framangreindum sköttum (her eftir nefndur 

jjp^^zkiir skattur“): 

b) a Islandi: 

tekjuskattur til riklsins. 
eignarskattur til rikisins, 
tekjuütsvar til sveitarfelaga og 
eignarütsvar til sveitarfelaga, 

par me<3 taldir skattar, sem a eru lagSir til viübotar. og 
^ framangreindum sköttum 
(her eftir nefndur ,,islenzkur skattur“). 

4. Samningurinn tekxu' einnig til allra peirra skatta, sömu 
eäa svipaärar tegundar, sem si'äar veräa lagäir a til viäbotar 
eäa i staäinn fyrir gildandi skatta. 

5. ÄkvseSi samnings fessa, a3 pvi er var3ar skattlagningu 
a tekjur e9a eigriir, taka einnig tii hins f);^^zka viäskiptaskatts, 
sem reiknaäur er af Öäruin stofni en tekjuin eäa eignum. 


3. grein 

1. t samningi pessum merk ja neäangreind hugtök eftir - 

farandi, nema annaä lei9i af samhenginu; 

a) ,,Sambandsl5^9veidi9 I>yzkaland“, pegar nota9 i land- 
fr0e9ilegum skiliiingi. merkir Iandssv0e9i f)a9, t)ar sem 
Grundvaüarlög Sambandsl^^9veldisins P^zkalands gilda, 
svo og serhvert pa9 sv0e9i, sem liggur a9 landhelgi Sam- 
bandsly9ve!disins I>yzka!ands og I?ar sem Sambands- 
I^9veldi9 I>yzkaland getur, i samrsemi vi9 reglur alf)j69a- 
laga, beitt retti siiium, a9 pvi er var9ar hafsbotninn og 
jar9lögin undir hoiium og nattüruau99cfi peirra og me9 
er fari9 sem innlent sva}9i a9 skattalögum. 

b) ,, Island“, [)egar nota9 i !andfr0e9ilegum skilningi, merkir* 
landssv£e9i Ly9veldisins Islands, svo og serhvert f)a9 
svje9i, sem liggur a9 landhelgi Islands og f>ar sem Island 
getur, i samriemi vi9 reglur alf>jö9alaga, beitt retti sinum, 
a9 J?vi er var9ar hafsbotninn og jar9lögin undir honum 
og nattiiruau99efi fieirra og me9 er fari9 sem innlent 
svöe9i a9 skattalögum. 

c) ,,a9ildarrfki“ og ,,hitt a9ildan'iki9“ merkja Sambands- 
l}'9veldi9 I> 3 'zkaland e9a Island eftir f>vi sem efni9 gefur 
tii kyiina. 

d) „a9i]i“ merkir mann, felag og serliverja a9ra stofnun, 
sem skattskyld er sem slik, [?ar me9 tali9 sameignarfelag. 


e) ,, felag“ merkir serliverja persönu a9 lögum e9a serhverja 
a9ra stofnun, sem telzt persona a9 lögum, a9 pvi er skatta 
var9ar. 

f) ,,fyr*irtaeki i a9ildarriki“ og ,,fyrirt8eki i hinii a9ildarn'k- 
inu“ merkir fyrütgeki, sem reki9 er af a9ila heimilis- 
föstum i Sambandsly9veldinu l>yzkalandi og fyrirtseki, 
sem reki9 er af a9ila heimilisföstum ä IsJandi, eftir pvi 
sem efni9 gefur til kynna. 


g) ,,a9ili heimilisfastur ( a9ildarriki“ og ,,a9ili heimilisfastur 
i hinu a9ildarnkinu“ merkir a9ila, sem er heimilisfastur 
i Sambandsiy9veldinu hyzkalandi, e9a a9ila, sem er 
heimilisfastur ä fslandi, eftir pvi sem efni9 gefur til kynna. 

b) ,,skattur“ merkir l:)yzkan skatt e9a islenzkan skatt, eftir 
l)vi sem efni9 gefur tii kynna. 
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i) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehöriger“ 

aa) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

alle Deutschen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutsch- 
land sowie alle juristischen Personen, Personen- 
gesellschaften und andere Personenvereinicungen, 
die nach dem in der Bundesrepublik Deutschland 
geltenden Recht errichtet worden sind; 
bb) in bezug auf Island: 

alle natürlichen Personen, die die isländische 
Staatsangehörigkeit besitzen, sowie alle juristi- 
schen Personen, Personengesellschaften und an- 
deren Personenvereinigungen, die nach dem in 
Island geltenden Recht errichtet worden sind; 

j) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde" auf 
seiten der Bundesrepublik Deutschland den Bundes- 
minister der Finanzen und auf seiten Islands den 
Finanzminister oder seinen bevollmächtigten Ver- 
treter. 

(2) Bei Anwendung des Abkommens durch einen Ver- 
tragstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts anderes 
erfordert, jeder nicht anders definierte Ausdruck die Be- 
deutung, die ihm nach dem Recht dieses Staates über 
die Steuern zukommt, welche Gegenstand des Abkom- 
mens sind, 

Artikel 4 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„eine in einem Vertragstaat ansässige Person“ eine Per- 
son, die nicht unter Absatz 4 fällt und die nach dem 
Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, 
ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäfts- 
leitung oder eines anderen ähnlichen Merkmals steuer- 
pflichtig ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden 
Vertragstaaten ansässig, so gilt folgendes: 

a) Die Person gilt als in dem Vertragstaat ansässig, in 
dem sie über eine ständige Wohnstätte verfügt. Ver- 
fügt sie in beiden Vertragstaaten über eine ständige 
Wohnstätte, so gilt sie als in dem Vertragstaat an- 
sässig, zu dem sie die engeren persönlichen und wirt- 
schaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebens- 
interessen). 

b) Kann nicht bestimmt werden, in welchem Vertragstaat 
die Person den Mittelpunkt der Lebensinteressen hat, 
oder verfügt sie in keinem der Vertragstaaten über 
eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem Ver- 
tragstaat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 

c) Hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in 
beiden Vertragstaaten oder in keinem der Vertrag- 
staaten, so gilt sie als in dem Vertragstaat ansässig, 
dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt. 

d) Besitzt die Person die Staatsangehörigkeit beider Ver- 
tragstaaten oder keines Vertragstaates, so regeln die 
zuständigen Behörden der Ver^ragstaaten die Frage 
in gegenseitigem Einvernehmen. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche 
Person in beiden Vertragstaaten ansässig, so gilt sie als 
in dem Vertragstaat ansässig, in dem sich der Ort ihrer 
tatsächlichen Geschäftsleitung befindet. 

(4) Eine Personengesellschaft gilt als in dem Vertrag- 
staat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen 
Geschäftsleitung befindet. Die Artikel 5 bis 22 finden 
jedoch nur auf das Einkommen oder Vermögen einer 
Personengesellschaft Anwendung, das in dem Vertrag- 
staat, in dem sie als ansässig gilt, der Besteuerung 
unterliegt. 


i) ,,nkisborgari“ merkir: 

aa. aB er SambandslyÖveldiB F^^zkaland varBar: 
alla pä, sem l:)jöBverjar eru samkvaemt skilgreiningu 

1. mgr. 116. gr. Grundvallarlaga Sambandsl'^Bveldisins 
Fyzkaiands, svo og allar persönur aB lögum, sam- 
eignarfelög og samtök, sem byggja rettarstöBu sina 
a gildandi lögum SambandslyBveldisins !Dyzkalands. 

bb. aB l^vi er Island varBar: 

alla menn, sem hafa islenzkt rikisfang, svo og allar 
persönur aB lögum, sameignarfeiög og samtök, sem 
byggja rettarstöBu sina ä gildandi islenzkum lögum. 


j) ,,b3ert stjörnvald“ merkir, aB f)vi er SambandslyBveldiB 
l>;^zkaland varBar, fjarmalaraBherra Sambandsif Bveldis- 
ins, og aB t)vi er Island varBar, fjärmalaraBherrann eBa 
umboBsmann hans. 

2. ViB framkvsemd aBildarrikis a akvseBum samnings f>essa 
skulu, nema annaB leiBi af efninu, öll hugtök, sem ekki eru 
skilgreind a annan hatt, hafa sömu merkingu og i lögum viB- 
komandi rikis, aB pvi er varBar skatta {>a, sem samningur 
{)essi tekur til. 

4. grein 

1. I samningi f)essum merkir hugtakiB ,,aBili heimilisfastur 
i aBildarriki“ särhvern f)ann aBila, sem 4. tl. tekur ekki til 
og sem aB lögum pess rikis er skattskyldur f)ar vegna heim- 
ilisfesti, büsetu, stjörnaraBseturs eBa af öBrum svipuBum 
astseBum. 


2. [Degar maBur telst heimilisfastur i büBum aBildar- 
rikjunum samkvsemt 1. tl., skal ürskurBa maliB eftir neBan- 
greindum reglum: 

a) MaBur telst heimilisfastur i pYi aBildarriki, {)ar sem hann 
a fast heimili. Eigi hann fast heimili i baBum aBildarrikj- 
unum, telst hann heimilisfastur i f)vi aBildarriki, sem 
hann er nänar tengdur persönulega og fjarhagslega (miB- 
stöB persönuhagsmuna). 


b) Ef ekki er unnt aB akvarBa, i hvoru aBildarrikinu maBur 
hefir miBstöB persönuhagsmuna sinna, eBa ef hann i hvor- 
ugu aBildarrikinu a fast heimili, telst hann heimilisfastur 
i pYi aBildarriki, psuv sem hann dvelst aB jafnaBi. 


c) Ef maBur dvelst aB jafnaBi i baBum aBildarrikjunum eBa 
i hvorugu {>eirra, telst hann heimilisfastur i fvi aBildar- 
riki, f)ar sem hann a rikisfang. 

d) Ef maBur a rikisfang i baBum eBa hvorugu aBildarrikj- 
anna, skulu bser stjörnvöld i aBildarrikjunum leysa maliB 
meB gagnkvaemu samkomulagi. 

3. I>egar aBili, annar en maBur, telst eiga heimilisfang 
i baBum aBildarrikjunum samkvsemt 1. tl., telst hann heim- 
ilisfastur i pYi aBilciarriki, p&v sem raunveruleg framkvsemd- 
astjörn hans hefur aBsetur. 

4. Sameignarfelag telst heimilisfast i f>vi aBildarriki, J)ar 
sem raunveruleg framkvsemdastjörn {>ess hefur aBsetur. 
ÄkvseBi 5. gr. til og meB 22. gr. taka samt sem äBur aBeins 
til {>errra tekna eBa eigna sameignarfelags, sem skattskyldar 
eru i pvi aBildarriki, ^ar sem f)aB telst heimilisfast. 
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Artikel 5 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Aus- 
druck „Betriebstätte" eine feste Geschäftseinrichtung, in 
der die Tätigkeit des Unternehmens ganz oder teilweise 
ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte" umfaßt insbesondere; 

a) einen Ort der Leitung, 

b) eine Zweigniederlassung, 

c) eine Geschäftsstelle, 

d) eine Fabrikationsstätte, 

e) eine Werkstätte, 

f) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine andere 
Stätte der Ausbeutung von Bodenschätzen, 

g) eine Bauausführung oder Montage, deren Dauer zwölf 
Monate überschreitet 

(3) Als Betriebstätten gelten nicht: 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Aus- 
stellung oder Auslieferung von Gütern oder Waren 
des Unternehmens benutzt werden; 

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, 
die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Aus- 
lieferung unterhalten werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, 
die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten werden, 
durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder ver- 
arbeitet zu werden; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu 
dem Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen 
Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen 
zu beschaffen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu 
dem Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen zu 
werben, Informationen zu erteilen, wissenschaftliche 
Forschung zu betreiben oder ähnliche Tätigkeiten aus- 
zuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfs- 
tätigkeit darstellen. 

(4i Ist eine Person — mit Ausnahme eines unabhän- 
gigen Vertreters im Sinne des Absatzes 5 — in einem 
Vertragstaat für ein Unternehmen des anderen Vertrag- 
staates tätig, so gilt eine in dem erstgenannten Staat 
gelegene Betriebstätte als gegeben, wenn die Person 
eine Vollmacht besitzt, im Namen des Unternehmens Ver- 
träge abzuschließen, und die Vollmacht in diesem Staat 
gewöhnlich ausübt, es sei denn, daß sich ihre Tätigkeit 
auf den Einkauf von Gütern oder Waren für das Unter- 
nehmen beschränkt. 

(5) Ein Unternehmen eines Vertragstaates wird nicht 
schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betrieb- 
stätte in dem anderen Vertragstaat, weil es dort seine 
Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen 
anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese 
Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln. 

(6) Allein dadurch, daß eine in einem Vertragstaat 
ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder 
von einer Gesellschaft beherrscht wird, die in dem an- 
deren Vertragstaat ansässig ist oder dort (entweder durch 
eine Betriebstätte oder in anderer Weise) ihre Tätigkeit 
ausübt, wird eine der beiden Gesellschaften nicht zur Be- 
triebstätte oder anderen. 

Artikel 6 

(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen können 
in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem dieses Ver- 
mögen liegt. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen" be- 
stimmt sich nach dem Recht des Vertragstaates, in dem 


5. grein 

1. I samnmgi ^essum merkir hugtakiÜ „föst atvinnustöä“ 

fasta atvinnustofnun, f)ar sem starfsemi fyrirtajkisins fer aS 

nokkru eÜa öllu leyti fram, 

2. ,,Föst atvinnustöB“ er einkum : 

a) aSsetur framkvsemdastjörnar; 

b) ütibü; 

c) skrifstofa; 

d) verksmiSja; 

e) verkstaeSi; 

f) nama, grjotnama eÜa annar staÜur, sem uattüruauÜ- 
lindir eni nyttar; 

g) byggingaframkvaemdir e3a sarasetningarvinna, sem stend- 
ur yfir lengur en tolf manuSi. 

3. ,,Föst atvinnustöÜ“ tekur ekki til : 

a) aÜstöÜu, sem einskorSuS er viÜ geymslu, s^ningu e9a 
afhendingu a vörum i eigu f 3 Tirt 8 ekisins ; 

b) vönibirgäa i eigu fyrirtaekisins, sem eingöngii eru mtlaäar 
til geymslu, syningar eSa afhendingar; 

c) vörubirgÜa i eigu fyrirtsekisins, sem eingöngu eru setlaSar 
til vinnslu hja öBru fyrirtseki: 


d) fastrar atvinnustofnunar, sem einungis er notuÖ i sam- 
bandi viÜ vörukaup eÜa Öflun uppl^singa £ 30 *^ f 3 U’irt 0 ekiS ; 


e) fastrar atvinnustofnunar, sem einungis er notuÜ til augl^s- 
ingastarfsemi, uppiysingastarfsemi, visindarannsökna eÜa 
svipaBrar starfsemi, sem felur 1 ser undirbünings- eÜa 
aÜstoSarstörf vegna fyrirtsekisins. 


4. ASili, Sem hefir a hendi starfsemi 1 aSildarriki fyrir 
fyrirtseki \ hinu aSildarrfkinu — undanskilinn er p6 ohäÜur 
umboSsaäili samkvaemt 5. tl. — skal teljast föst atvinnustöÜ 
1 fyrrnefnda rikinu, ef hann hefur heimild til aS gera sam- 
ninga fyrir hönd f 3 Tirt 0 ekisins i pvi riki og aS jafnaSi beitir 
hessari heimild, nema starfsemi bans se einskorÜuS viS 
vörukaup fyrir fyrirtcekiS. 


5. Fyrirtseki 1 aÜildarriki telst ekki hafa fasta atvinnustöS 
1 hinu aÖildarrikmu, ^dtt fjaÖ reki viSskipti fyrir milli- 
göngu miSlara, umboSsmanns eÜa annars öhaSs umboSsaÜila, 
svo framarlega sem h^ssir aSilar koma fram innan takmarka 
venjulegs atvinnureksturs sins. 


6 . hott felag, sem er heimilisfast i aÖildarriki, stjörni eSa 
se stjörnaS af felagi, sem er heimilisfast 1 hinu aSildam'kinu 
eÜa rekur viÖskipti i siSarnefnda rikinu (annaS hvort fyrir 
milligöngu fastrar atvinnustöSvar eÜa a annan hätt), leiSh 
haS i själfu ser ekki til ^ess, aS annaÜ hvort pessara fölaga 
s6 föst atvinnustöä hiiis. 


ö. grein 

1. Tekjur af fasteign ma skattleggja 1 py\ aöildarriki. par 
sem fasteignin er. 

2. Hugtakiü ,, fasteign“ skal sk>Ta i samneini viS lög J^ess 
aÜildarrikis, har sem fasteignin er. 1 öllnm tilvikum felur 
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das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall 
das Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende 
und tote Inventar land* und forstwirtschaftlicher Betriebe, 
die Rechte, auf die die Vorschriften des Privatrechts über 
Grundstücke Anwendung finden, die Nutzungsrechte an 
unbeweglichem Vermögen sowie die Rechte auf verän- 
derliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung oder 
das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quel- 
len und anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahr- 
zeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 

(3) j^bsatz 1 gilt für die Einkünfte aus der unmittel- 
baren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung sowie 
jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Ver- 
mögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus 
unbeweglichem Vermögen eines Unternehmens und für 
Einkünfte aus unbew''glichem Vermögen, das der Aus- 
übung eines freien Berufes dient. 


Artikel 7 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragstaates 
können nur in diesem Staat besteuert werden, es sei 
denn, daß das Unternehmen seine Tätigkeit im anderen 
Vertragstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte aus- 
übt. übt das Unternehmen seine Tätigkeit in dieser 
Weise aus, so können die Gewinne des Unternehmens in 
dem anderen Staat besteuert werden, jedoch nur inso- 
weit, als sie dieser Betriebstätte zugerechnet werden 
können. 

(2) übt ein Unternehmen eines Vertragstaates seine 
Tätigkeit in dem anderen Vertragstaat durch eine dort 
gelegene Betriebstätte aus, so sind in jedem Vertrag- 
staat dieser Betriebstätte die Gewinne zuzurechnen, die 
sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder 
ähnliche Tätigkeit unter gleidien oder ähnlichen Bedin- 
gungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte 
und im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betrieb- 
stätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte 
werden die für diese Betriebstätte entstandenen Aufwen- 
dungen, einschließlich der Gesdiäftsführungs- und allge- 
meinen Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, 
gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte 
liegt, oder anderswo entstanden sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragstaat üblich ist, die 
einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne durch Auf- 
teilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine 
einzelnen Teile zu ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, 
daß dieser Vertragstaat die zu besteuernden Gewinne 
nach der üblichen Aufteilung ermittelt; die Art der an- 
gewendeten Gewinnaufteilung muß jedoch so sein, daß 
das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels über- 
einstimmt. 

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder 
Waren für das Unternehmen wird einer Betriebstätte 
kein Gewinn zugerechnet. 

(6) Bei Anwendung der vorstehenden Absätze sind die 
der Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne jedes Jahr 
auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, daß aus- 
reichende Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in an- 
deren Artii^eln dieses Abkommens behandelt werden, so 
werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Be- 
stimmungen dieses Artikels nicht berührt. 


hugtakiä i ser fylgifc meä fasteign, ähöfn og treki, sem notuÖ 
eru i landbünaäi og vi9 skögarnytjar, röttindi varäandi 
landeignir sanikvaemt reglum einkamälarettarins, afnotarett 
af fasteign og rett til fastrar eÖa breytilegrar {)6knunar sem 
endurgjald fyrir hagnydingu eäa rött til a3 hagn^ta namur, 
lindir og aÖrar nättiiniauälindir. Skip, batar og loftför tcljast 
ekki til fasteigna. 


3. Akva3äi 1. tl. gilda um tekjm' af beinni hagnytingn, 
leigii og hvers konar ö3rum afnotum fasteignar. 


4. Äkvseäi 1. og 3. tl. gilda einnig um tckjur af fasteign 
i eigu fjTirtmkis og um tekjur af fasteign, sem hagnVdt er 
viB .sjalfstaeBa starfsemi. 


7. grein 

1. HagnaBur fyrirta3kis i aBildarriki er skattskyldur einung- 
is i |:)vi riki, nema fyrirtsekiB hafi meB höndum atvinnu- 
rekstur i hinu aBiidarrikinu frä fastri atvinnustöB l?ar. Ef 
fyrirtaekiB hefir slikan atvinnurekstur raeB höndum, mä 
leggja skatt ä hagnaB fyrirtmkisins i siSarnefnda rikinu, en 
pö einiingis aB {)vi marki, sem hagnaBurinn stafar fra nefndri 
fastri atvinnustöB. 


2. Fegar fyrirteeki i aBildarriki hefur meB höndum atvinnu- 
rekstur i hinu aBiidarrikinu fra fastri atvinnustöB l>ar, skal 
livort aBildarrikiB um sig telja föstu atvinnustöBinni l?ann 
hagnaB, sem sütla mä aB falliB hefBi i hennar hlut, ef hün 
lief Bi veriB serstakt og själfstaett fyrirtecki, sem hefBi meB 
höndum sams konar eBa svipaBan atvinnurekstur viB sömu 
eBa svipaBar aBstaeBur og kajmi själfstnett fram i skiptum viB 
fyrirt;eki paB, sem hün er föst atvinnustöB fyuir. 

3. ViB äkvörBun haguaSar fast rar atvinnustöBvar skal 
lc}Ta sem fradrätt ütgjöld, sem leiBa af f>vi, aB hün er fÖst 
atvinnustöB, jiar meB talinn kostnaBur viB framkvaemda- 
stjörn og venjulegur stjörnunarkostnaBur, hvort heldur kostn- 
aBurinn er til orBinn i pvi riki, liar sem fasta atvinnustöBin 
er eBa annars staSar. 

4. AB |ivi leyti sem venja hefir veriB i aBildarriki, aB 
ükvarBa hagnaB fastrar atvinnustöBvar ä grundvelli skipt- 
ingar heildarhagnaBar fyuirtsekisins ä hina ymsu hluta l>ess, 
skal ekkert i 2. tl. ütiloka paB aBildarriki frä pvi aB äkveBa 
skattskyldan hagnaB eftir {>eirri skiptingu, sem venja hefir 
veriB. ABferB sü, sem notuB er viB skiptinguna, skal samt 
sem äBur vera slik, aB niBurstaSan verBi i samrsemi viB jiser 
meginreglur, sem äkveBnar eru i pessari grein. 

ö. Engan hagnaB skal telja fastri atvinnustöB, eingöngu 
vegna vörukaupa hennar fyrir fyrirtjekiB. 

b. ViB notkun äkvaiBa framangreindra töluliBa skal liagnaB- 
ur, sem talinn er fastri atvinnustöB, äkvarBast eftir sömu 
reglum frä äri til ans, nema fuilneegjandi ästteBa se til annars. 

7. I^egar hagnaBurinn felur i ser tekjur, sem serstök äkvaeBi 
eru um i öBrum greinum samnings l?essa, skulu äkv£eBi 
pessarar greinar ekki hafa ährif ä gildi [leirra äkvseBa. 
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Artikel 8 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder 
Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr können nur 
in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem sich der 
Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

(2} Absatz 1 gilt entsprechend für Beteiligungen eines 
Unternehmens, das Seeschiffe oder Luftfahrzeuge im 
internationalen Verkehr betreibt, an einem Pool, einer 
Betriebsgemeinschaft oder einem anderen internationalen 
Betriebszusammenschluß gleich welcher Art. 

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäfts- 
leitung eines Unternehmens der Seeschiffahrt an Bord 
eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragstaat gelegen, 
in dem der Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn 
kein Heimathafen vorhanden ist, in dem Vertragstaat, in 
dem die Person, die das Schiff betreibt, ansässig ist. 

Artikel 9 

Wenn 

a) ein Unternehmen eines Vertragstaates unmittelbar 
oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle 
oder am Kapital eines Unternehmens des anderen 
Vertragstaates beteiligt ist, oder 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder am Kapital eines 
Unternehmens eines Vertragstaates und eines Unter- 
nehmens des anderen Vertragstaates beteiligt sind, 

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unternehmen 
hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder finanziellen Be- 
ziehungen Bedingungen vereinbart oder auferlegt wer- 
den, die von denen abweichen, die unabhängige Unter- 
nehmen miteinander vereinbarten würden, so dürfen die 
Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese Bedin- 
gungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber 
nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zu- 
gerechnet und entsprechend besteuert werden. 

Artikel 10 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragstaat ansäs- 
sige Gesellschaft an eine in dem anderen Vertragstaat 
ansässige Person zahlt, können in dem anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden können jedoch in dem Vertrag- 
staat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft 
ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert 
werden; die Steuer darf aber nicht übersteigen: 

a) 5 vom Hundert des Bruttobeträge . der Dividenden, 
wenn der Empfänger eine Gesellschaft (ausgenommen 
eine Personengesellschaft) ist, die unmittelbar über 
mindestens 25 vom Hundert des Kapitals der die 
Dividenden zahlenden Gesellsdiaft verfügt; 

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden 
in allen anderen Fällen. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 kann bei Dividenden, 
die eine in der Bundesrepublik Deutschland ansässige 
Gesellschaft an eine in Island ansässige Gesellschaft 
zahlt, der mindestens 25 vom Hundert des Kapital'^ der 
deutschen Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar ge- 
hören, die deutsche Steuer nach einem Satz von höch- 
stens 27,5 vom Hundert des Bruttobetrages der Divi- 
denden erhoben werden, wenn der Satz der deutschen 
Körperschaftsteuer für ausgeschüt+ete Gewinne niedriger 
ist als der Satz für nichtausgeschüttete Gewinne und der 
Unterschied zwischen diesen beiden Sätzen mindestens 
15 Punkte beträgt. 

(4) Ungeachtet des Absatzes 2 kann bei Dividenden, 
die eine in Island ansässige Gesellschaft an eine in der 


8. grein 

1. HagnaBur af rekstri skipa eBa loftfara ä alpJöÖaleiBum 
skal einungis skattlagBur i pvi aBildarriki, J^ar sem raun- 
veriileg frarnkveemdastjorn fyrirtsekisins hefir aBsetur. 


2. ÄkvseBi 1. ti. skulu einnig eiga viB um f)atttöku i rekstr- 
arsamvinnu (pools), viBskiptasamtökum eBa hvers konar 
alJ^jöBlegri samvinnu fyrirtsekja, sem hafa meB höndum 
rekstur skipa eBa loftfara a alpjöBaleiBum. 

3. Ef aBsetur raun veru legrar framkvaemdastjomar üt- 
gerBarfvrirtsekis er um borB i skipi, skal hün teljast hafa 
aBsetur i j?vi aBildarriki, J?ar sem heimahöfn skipsins er eBa 
ef ekki er um sHka heimahöfn aB rseBa. J?ä i f)vi aBildarriki, 
f)ar sem ütgerBarmaBur skipsins er heimilisfastur. 


9. grein 

Fegar : 

a) fyrirtaeki i aBildarriki tekur beinan eBa öbeinan pktt i 
stjörn, yfirraBum eBa fjarmagni fyrirt?ekis i hinu aBildar- 
n'kinu, eBa 

b) sömii aBilar taka beinan eBa öbeinan |)att i stjörn, yfirraB- 
um eBa fjarmagni fyrirtsekis i aBildarriki og fyrirtaekis 
i hinu aBildarrikinu, 

skulu eftirfarandi äkvaiBi gilda: 

Ef fyrirtaeki semja eBa akveBa skilmala um innbyrBis 
samband sitt a viBskipta- eBa fjarmalasviBinu, sem eru 
fräbrugBnir pvi, sem vseri, ef fyrirtsekin vaeru hvort öBru 
öhaB, mä allur hagnaBur, sem an j^essara skilmala hefBi 
runniB til annars fyrirtaekisins, en rennur ekki til pess vegna 
skilmalanna, teljast sem hagnaBur pess fyrirtaekis og skatt- 
leggjast samkvsernt pvi. 


10. grein 

1. ÄgöBahluti, sem felag heimilisfast aBildarriki, greiBir 
aBila lieimilisföstum i hinu aBildarrikinu ma skattleggja i 
siBarnefnda rikinu. 

2. Slika agöBahluti mä p6 skattleggja i pvi aBildarriki par 
sem felagiB, sem greiBir ägöBahlutina er heimilisfast og eftir 
lögum pess rikis, en skatturinn, sem pannig er ä lagBur, mä 
pö eigi vera hierri en; 

a) 5^*/,, af vergri fjärhseB ägöBalilutanna, ef möttakandinn 
er felag (undanskiliB er pö sameignarfelag), sem ä beint 
aB minnsta kosti 25*^/,, eignarhlutdeild i fclaginu, sem 
ägöBahlutina greiBir; 

b) af vergri fjärlia?B ägöBalilutanna i öllum öBrum 
tilvikum. 

3. Fegar ägöBahliitir eru greiddir felagi heimilisföstu ä 
fslandi, af felagi heimilisföstu i SambandslyBveldinu F^zka- 
landi. og eignarhlutdeild islenzka felagsins i pvi er beint eBa 
öbeint aB minnsta kosti 25‘^/„, mä, prätt fyrh äkvseBi 2. tb, 
leggja p;^zkan skatt ä ägöBahlutina, pö eigi hierri en 27,5®/o 
af vergri fjärhseB peirra, enda se skattstigi py^zks felagaskatts 
ä üthlutaBan hagnaB Isegri en ä öüthlutaBan hagnaB og 
munurinn ä pessum tveimur skattstigum 15 hundraBshlutar 
eBa meiri. 


4. Fegar ägöBahlutir eru greiddir felagi heimilisföstu i 
Sambandsl^^Bveldinu Fyzkalandi, af felagi heimilisföstu ä 
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Bundesrepublik Deutschland ansässige Gesellschaft zahlt, 
der mindestens 25 vom Hundert des Kapitals der islän- 
dischen Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar gehören, 
die isländische Steuer nach einem Satz von höchstens 
36 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden er- 
hoben werden, soweit diese Dividenden vom Einkommen 
der isländischen Gesellschaft für die Zwecke der islän- 
dischen Besteuerung dieser Gesellschaft ahgesetzt wor- 
den sind. 

(5) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Divi- 
denden" bedeutet Einkünfte aus Aktien, Kuxen, Gründer- 
anteilen oder anderen Rechten — ausgenommen For- 
derungen — mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen 
Gesellschaftsanteilen stammende Einkünfte, die nach dem 
Steuerrecht des Staates, in dem die ausschüttende Gesell- 
schaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien gleichge- 
stellt sind, und Einkünfte eines stillen Gesellschafters aus 
seiner Beteiligung als stiller Gesellschafter sowie Aus- 
schüttungen auf Anteilscheine von Kapitalanlagegesell- 
schaften. 

(6) Die Absätze 1 bis 4 sind nicht anzuwenden, wenn 
der in einem Vertragstaat ansässige Empfänger der 
Dividenden in dem anderen Vertragstaat, in dem die die 
Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, eine Be- 
triebstätte hat und die Beteiligung, für die die Dividenden 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte ge- 
hört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(?) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige Ge- 
sellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem anderen Ver- 
tragstaat, so darf dieser andere Staat weder die Divi- 
denden besteuern, die die Gesellschaft an nicht in diesem 
anderen Staat ansässige Personen zahlt, noch Gewinne 
der Gesellschaft einer Steuer für nichtausgeschüttete Ge- 
winne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden 
oder die nichtausgeschütteten Gewinne ganz oder teil- 
weise aus in dem anderen Staat erzielter Gewinnen oder 
Einkünften bestehen. 

Artikel 11 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragstaat stammen und 
an eine in dem anderen Vertragstar.t ansässige Person 
gezahlt werden, können nur in dem anderen Staat be- 
steuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zin- 
sen" bedeutet Einkünfte aus öffentlichen Anleihen, aus 
Schuldverschreibungen, auch wenn sie durch Pfandrechte 
gesichert oder mit einer Gewinnbeteiligung ausgestattet 
sind, und aus Forderungen jeder Art sowie alle anderen 
Einkünfte, die nach dem Steuerrecht des Staates, aus dem 
sie stammen, den Einkünften aus Darlehen gleichgestellt 
sind. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem 
Vertragstaat ansässige Empfänger der Zinsen in dem an- 
deren Vertragstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine 
Betrietstätte hat und die Forderung, für die die Zinsen 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte ge- 
hört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(4) Zinsen gelten als aus einem Vertragstaat stammend, 
wenn der Schuldner dieser Staat selbst, eines seiner Län- 
der, eine ihrer Gebietskörperschaften oder eine in diesem 
Staat ansässige • Person ist. Hat aber der Schuldner der 
Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertrag- 
staat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragstaat eine 
Betriebstätte und ist die Schuld, für die die Zinsen ge- 
zahlt werden, für Zwecke der Betriebstätte eingegangen 
und trägt die Betriebstätte die Zinsen, so gelten die Zin- 
sen als aus dem Vertragstaat stammend, in dem die Be- 
triebstätte liegt. 

(5) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder 
zwischen jedem von ihnen und einem Dritten besondere 


Islandi, og eignarhlutdeild pyzka felagsins i |7vi er beint eäa 
öbeint aä minnsta kosti 25‘^/„, mä, [^rätt fyrir akvaeSi 2. tl., 
leggja fslenzkan skatt a ägoäahlutina, pö eigi hserri en 36^/o 
af vcrgri fjarhteä peirra, pö aBeins aÖ pvi marki, sem slikir 
agö9ahlutir vorn dregnir fra tekjiim islenzka felagsins vi9 
akvöräun islenzka felagaskattsins. 


o. Hugtakiä ..agoÖalilutir“ merkir i pe.ssari grein tekjur 
af hlutabrefum, nämuhlutabrefum, stofnbrefnrn eSa ö3rum 
rettindum, sem ekki eru skuidakröfur, til hlutdeüdar i hagnaäi, 
svo og tekjur af ö9rum feiagsrettindum, sem jafngilda tekjum 
af hlutabrefum sarnkvoemt skattalöggjöf pess rikis, par sem 
felagiä, sem lithlutimina framkvaemir, er heimilisfast, svo og 
tekjur, sem övirkiir felagi fmr vegna patttöku sinnar sem 
slikur og üthlutanir af hlutdeildarskirteinum fjarfestingar- 
samtaka (eertificates of an investrnent trust). 


6. Äkvmäi 1. til 4. tl. gilda ekki, pegar viätakandi agöäa- 
hlutanna er heimilisfastur i aäildarriki, en rekur i liinu aSild- 
arrikinu, par sem felag paB, sem agöäaliJutina greiÖir er 
heimili.sfast, fasta atvinnustö9, .sein eignarrcttindin, sem 
ägöäahlutirnir eru greiddir af, eru raunverulega bundin vi9. 
I pvi tilviki gilda akvaeäi 7. gr. 

7. Ef felag, .sem er heimilisfast i aSildarriki. fmr hagnaä 
eäa tekjur fra hinu aäildarrikinu, getur siSarnefiida rikiä 
ekki skattlagt agöSahlutina, sem felagiS greiSir aäilum. sem 
ekki eru heirailisfastir i pvi riki, eÖa lagt skatt a öüthlutaäan 
hagnaä felagsins. Fetta gildir jafnt, pött greiddu agöäahlut- 
irnir eäa öüthlutaäi hagnaÖurinn se aä öllu eäa nokkru 
leyti hagnaäiir eSa tekjur, sem hafa mynda/.t i si3arn(‘fnda 
rikinu. 


11. grein 

1. Vextir, sem myndazt i aäildarriki og greiddir eru aäila 
heimilisföstum i hinu aSildarrikinu, skulu einungis skatt lagäir 
i siäarnefnda rikinu. 

2. Hugtakiä ,, vextir“ i pessari grein merkir tekjur af opin- 
beruin skuldabrefum, skuldabräfum cäa skuldaviöurkenning- 
um, an tillits til hvort pau eru tryggä me9 veäi eäa fcla 
i ser rätt til hlutdeüdar i liagnaäi eäa ekki, og hvers konar 
skuldakröfum, svo og allar aSrar tekjur, sem jafngilda tekjum 
af lanuäii fe, samkvsemt skattalöggjöf pess rikis, par sem 
tekjurnar mynduäust. 

3. Äkvsßäi 1. tl. gilda ekki, pegar viätakandi vaxtanna er 
heimilisfastur i aÖildarriki, en rekur i hinu aSildarrikinu, par 
sem vextirnir mynduSust, fasta atvinnustöä, sem skulda- 
krafan, sem vextina ber, er raunverulega bundin viS. f pvi 
tilviki gilda akv^äi 7. gr, 

4. Vextir teljast hafa myndazt i aSildarriki, pegar greiäand- 
inn er rikiS själft, einstök riki pess (Länder), opinberar 
stofnanir pess, sveitarstjornir eäa aäili heimilisfastur i pvi 
riki, Fegar, hins vegar, aäilinn, sem vextina greiäir, hvort 
sem hann er heimilisfastur i aäildarriki eäa ekki, rekur i 
aäildarrfki fasta atvinnustöä og stofnaB er til skuldbindingar- 
innar, sem vextina ber, i sambandi viS föstu atvinnustöäina 
og vextirnir faeräir henni til gjalda, pä skulu vextirnir teljast 
hafa myndazt i pvi aäildarriki, par sem fasta atvinnustöSin er. 


5. Pegar serstakt samband milli greiäanda og viätakanda 
eäa milli beggja pessara aSila og priSja aäila, lei Sir til pess, 
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Beziehungen und übersteigen deshalb die gezahlten Zin- 
sen, gemessen an der zugrunde liegenden Forderung, den 
Betrag, den Schuldner und Gläubiger ohne diese Be- 
ziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur 
auf diesen letzten Betrag angewendet. In diesem Fall 
kann der übersteigende Betrag nach dem Recht jedes 
Vertragstaates und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestirftinungen dieses Abkommens besteuert werden 

Artikel 12 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragstaat stam- 
men und an eine in dem anderen Vertragstaat ansässige 
Person gezahlt werden, können nur in dem anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Li- 
zenzgebühren" bedeutet Vergütungen jeder Art, die für 
die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Ur- 
heberrechten an literarischen, künstlerischen oder wissen- 
schaftlichen Werken, einschließlich kinematographischer 
Filme, von Patenten, Warenzeichen, Mustern oder Mo- 
dellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren oder 
für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung gewerb- 
licher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Ausrüstun- 
gen oder für die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer 
oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 

■ ^satz 1 ist nicht anzu wenden, wenn der in einem 
Vertragstaa* ansässige Empfänger der Lizenzgebühren in 
dem anderen d^rtragstaat, aus dem die Lizenzgebühren 
stammen, eine Betriebstätte hat und die Rechte oder 
Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt 
werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehören. In 
diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(4) Lizenzgebühren gelten als aus einem Vertragstaat 
stammend, wenn der Schuldner dieser Vertragstaat selbst, 
eines seiner Länder, eine ihrer Gebietskörperschaften 
oder eine in diesem Vertragstaat ansässige Person ist, 
Hat aber der Schuldner der Lizenzgebühren, ohne Rück- 
sicht darauf, ob er in einem Vertragstaat ansässig ist 
oder nicht, in einem Vertragstaat eine Betriebstätte und 
ist die Verpflichtung zur Zahlung der Lizenzgebühren für 
Zwecke der Betriebstätte eingegangen und trägt die 
Betriebstätte die Lizenzgebühren, so gelten die Lizenz- 
gebühren als aus dem Vertragstaat stammend, in dem 
die Betriebstätte liegt. 

(5) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder 
zwischen jedem von ihnen und einem Dritten besondere 
Beziehungen und übersteigen deshalb die gezahlten 
Lizenzgebühren, gemessen an der zugrunde liegenden 
Leistung, den Betrag, den Schuldner und Gläubiger ohne 
diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser 
Artikel nur auf diesen letzten Betrag angewendet, ln 
diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach dem 
Recht jedes Vertragstaates und unter Berücksichtigung 
der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert 
werden. 

Artikel 13 

(1) Gewinne aus der Veräußerung unbeweglichen Ver- 
mögens im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 können in dem 
Vertragstaat besteuert werden, in dem dieses Vermögen 
liegt. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Ver- 
mögens, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte dar- 
stellt, die ein Unternehmen eines Vertragstaates in dem 
anderen Vertragstaat hat, oder das zu einer festen Ein- 
richtung gehört, über die eine in einem Vertragstaat 
ansässige Person lür die Ausübung eines freien Berufes 
in dem anderen Vertragstaat verfügt, einschließlich der- 
artiger Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen 
Betriebslatte (allein oder zusammen mit dem übrigen 


aä vaxtafjarlijeSin, miSuS viS jra skuldakröfu, sein hün er 
greidd af, er hmrri en sü vaxtafjarhfe9, sem greiäandi og 
viötakandi hofSu samiä um, ef petta serstaka samband hefÖi 
ekki veri9 fyrir hendi, \)ä skulu akvieSi jrcssarar greinar einungis 
gilda um si^arnefndu fjarh?e9ina. Fegar |:)annig stendur ä, 
skal fjarhseäin, sem umfram er, vera skattskjdd i samranni 
vi9 skattalög hvors aSildarn'kis um sig, en taka skal i |rvi 
samhandi tillit til annarra äkvar^a samniiigs [ressa. 

12. grein 

1. Föknanir, sem myndazt \ aSildarn'ki og greiddar erii 
aäila heimilisföstum i hinu aBildarn'kinu, skulu einungis 
skattlagSar i siBarnefnda rikinu. 

2. HugtakiB ».jroknanir“ \ fiessari grein merkir serhvcrjar 
greiäslur, sem tckiö er viB sem endurgjaldi fyrir afnot eSa 
rett til hagn^ftingar hvers konar höfundarrettar ä bökmennta-, 
lista- eSa vi'sindasviäinu, f>ar me9 taldar kvikmyndir, eink- 
aleyfi, vörumerki, munstur eSa li'kön, äaitlanir, leynilegar 
uppskriftir eSa framleiäsluaäferdir, e9a fyrü afnot e9a rett 
til a3 hagnfta iÜnaÖar-, viäskipta- e9a visindabünaä eäa 
fyrir upplfsingar um reyn.slu ä i3na9ar-, viSskipta- eSa 
visindasviäinu. 


3. Äkvseäi 1. tl. gilda ekki, Iregar viStakandi f)öknananna 
er heimilisfastur \ aSildarriki, en rekur i hinu aäildarrfkinu, 
|)ar sem {jöknanirnar mynduäust, fasta atvinnustöB, sem 
rettindin e9a eignin, sem f>öknaniriiar stafa fra, er raun- 
verulega bundin viS. 1 l?vi tilviki gilda äkvmBi 7. gr. 


4. höknanir teljast hafa myndazt i aäildarn'ki, pegar 
greiäandinn er aSildarrikiä sjalft, einstök n'ki fiess (Länder), 
opinberar stofnanir poss sveitarstjörnir eäa aäili heimilis- 
fastur i t?vi riki. begar, liins vegar, a9ilinn, sem poknanirnar 
grciÖir, hvort sem hann er heimilisfastur i aÖildarrfki e9a 
ekki, rekur i aSildarrfki fasta atvinnustöÖ og skyldan til a9 
greiäa pöknanirnar var stofnu5 i sambandi viS föstu at- 
vinnustöÜina og prer fmrÖar henni til gjalda, pa skulu pöknan- 
irnar teljast hafa myndazt i pvi aSiidarriki, par sem fasta 
atvimiiistöäiii er. 


5. begar serstakt samband milli greiSanda og viÖtakanda 
e3a milli beggja pessara a9ila og priSja aSila, leiSir til pe.ss, 
a9 fjärhseä pöknananna, mi9uS viS pau afnot, rettindi e3a 
upplysingar, sem greift er fjTir. er hserri en sü fjarha^S, sein 
greiäandi og viötakandi lief3u sami9 um, ef petta serstaka 
samband hefäi ekki veriB fyrir hendi. pä skulu äkvaiBi pess- 
arar greinar einungis gilda um siäarnefndu fjarhaiäina. begar 
pannig stendur a, skulu greiÖslurnar, sem umfram eru, vera 
skattskyldar i samrasmi vi5 skattalög hvors aBildarrikis um 
sig, en taka skal i pvi sambandi tillit til annarra äkvrnSa 
samnings pessa. 

13. grein 

1. Ägöüa af söiit fasteignar, sem nänar er skilgrcind i 2. tl. 

6. gr.. mä skattleggja i pvi aSildarriki. par .sem fastcignin er. 

2. Agöäa af sölu laiL'^afjar. sein er hluti atvinnurckstrar- 
eignar fastrar atvinnustöÖvar, sem fyrirtaiki i aBildarriki 
rekur i binii aSildarnkiiiu, mä skattleggja i siSarnefnda 
rikinu Hi3 sama gildir um sölu lausafjär. sem tilheyrir fastri 
stofnun. sem a9ili heimilisfastur i \9ildarriki hefiir i hinu 
aäildarrikimi til pess aü l(‘ysa af höndum sjcalfstieSa starf.si^mi 
sina. betta ä einnig viS um äiröSa af sölu fa.«;trar atvinnu- 
stnävar (einnar ser eSa ä.samt fvrirt;ekinu i heild) eBa fastrar 
stofnunar. ÄguSi af sölu lausafjär peirrar tegundar, sein 
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Unternehmen) oder einer solchen festen Einrichtung er- 
zielt werden, können in dem anderen Staat besteuert 
werden. Jedoch können Gewinne aus der Veräußerung 
des in Artikel 22 Absatz 3 genannten beweglichen Ver- 
mögens nur in dem Vertragstaat besteuert werden, in 
dem dieses bewegliche Vermögen nach dem angeführten 
Artikel besteuert werden kann. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung des in den Ab- 
Sätzen 1 und 2 nicht genannten Vermögens könn'^n nur 
in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem der Ver- 
äußerer ansässig ist. 

Artikel 14 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragstaat ansässige 
Person aus einem freien Beruf oder aus sonstiger selb- 
ständiger Tätigkeit ähnlicher Art bezieht, können nur in 
diesem Staat besteuert werden, es sei denn, daß die 
Person für die Ausübung ihrer Tätigkeit in dem anderen 
Vertragstaat regelmäßig über eine feste Einrichtung ver- 
fügt. Verfügt sie über eine solche feste Einrichtung, so 
können die Einkünfte in dem anderen Staat besteuert 
werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Ein- 
richtung zugerechnet werden können. 

(2) Der Ausdruck „freier Beruf'' umfaßt insbesondere 
die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, literarische, 
künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit 
sowie die selbständige Tätigkeit der Ärzte, Rechtsan- 
wälte, Ingenieure, Architekten, Zahnärzte und Bücher- 
revisoren. 

Artikel 15 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 können 
Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die eine in 
einem Vertragstaat ansässige Person für unselbständige 
Arbeit bezieht, nur in diesem Staat besteuert werden, 
es sei denn, daß die Arbeit in dem anderen Vertrag- 
staat ausgeübt wird. Wird die Arbeit dort ausgeübt, so 
können die dafür bezogenen Vergütungen in dem anderen 
Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, 
die eine in einem Vertragstaat ansässige Person für eine 
in dem anderen Vertragstaat ausgeübte unselbständige 
Arbeit bezieht, nur in dem erstgenannten Staat besteuert 
werden, wenn 

a) der Empfänger sich in dem anderen Staat insgesamt 
nicht länger als 183 Tage während des betreffenden 
Kalenderjahres aufhält, 

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für 
einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht in dem 
anderen Staat ansässig ist, und 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder 
einer festen Einrichtung getragen werden, die der 
Arbeitgeber in dem anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses 
Artikels können Vergütungen für unselbständige Arbeit, 
die an Bord eines Seeschiffes im internationalen Verkehr 
ausgeübt wird, in dem Vertragstaat besteuert werden, 
in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
des Unternehmens befindet. 

Dieser Absatz gilt entsprechend für Vergütungen für 
unselbständige Arbeit, die an Bord eines in der Fischerei, 
im Seehund- oder Walfang eingesetzten Schiffes ausge- 
übt wird, und zwar auch für Vergütungen, die in Form 
eines bestimmten Anteils am Ertrag rus diesem Schiffs- 
einsatz gezahlt werden. 

(4) Ungeachtet des Absatzes l können Vergütungen für 
unselbständige Arbeit, die ausschließlich oder über- 
wiegend an Bord eines Luftfahrzeuges ausgeübt wird, 
das von einem Unternehmen eines Vertragstaates be- 
trieben wird, nur in dem Vertragstaat besteuert werden, 
in dem der Empfänger ansässig ist. 


greinü' i 3. tl. 22. gr., er hins vegar einungis skattsk^ddur 
i \)vi aÜildarriki, ]^ar sem slikt lausafe er skattskylt sam- 
kv?cmt nefndri grein. 


3. Ägoöi af sölu allra eigna, aiiiiarra en l:)eÜTa, sem um 
rseüir i 1. og 2. tl. pessarar greinar, skal einungis vera skatt- 
skyldur i pvi aüildarriki, par sem seljandinn er heimilisfastur. 

14. grein 

1. Tekjur, sem aÜili heimilisfastur i aüildarriki, hefur af 
själfstseüri starfsemi eüa ö5ru sjalfstreSu starfi svipaÖrar 
tegundar, skulu einungis vera skattskyldar i f)vi riki, nema 
hann haß aÖ jafnaäi i hinu aüildarrikinu fasta stofnun, til 
{)ess aÖ leysa af höndum l)essi störf sin. Ef hann hefir slika 
fasta stofnun, ma leggja skatt a tekjurnar i hinu aäÜdarrikinu, 
en p6 einungis |?ann hluta peirra. sem rekja raä til hinnar 
föstu stofnunar. 


2. HugtakiÖ ,,sjalfstseä starfsemi^' merkir einkum sjalfsteeÖ 
störf a sviäi vfsinda, bökmennta. lista, kennslu og uppeldis- 
mala, svo og själfstseÖ störf laekna, lögfra3äinga, verkfrseSinga, 
arkitekta, tannlrekna og endurskoüenda. 


15. grein 

1. Meü peim undantekningum, sem um raeäü’ i 16., 18. og 
19. gr., skulu starfslaun. vinnulaun og aürar svipaüar greiäslur, 
sem aäili heimilisfastur i aäildarriki, faer fyrir starf sitt, 
einungis skatt lagäar i J)vi riki, nema starfiä se mnt af hendi 
f hinu aüildarrikinu. Ef starfiS er innt af hendi [lar, mä skatt- 
leggja greiüsluna fyrir paÜ i siSarnefnda rikinii. 


2. hrätt fyrir akvaeüi 1. tl., skuiu greiüslur, sem aüili 
heimilisfastur i aäildarriki, fmr fyrir starf, sem hann innir af 
höndum i hmu aSildarrikinu, einungis vera skattskyldar 
i fyrrnefnda rikinu, ef: 

a) viütakandinn dvelur i hinu rikinu i eitt eüa fleiri skipti, 
sem pö ekki fara fram ür 183 dögum samta ls a viäkomandi 
almanaksäri, og 

b) greiäslurnar eru inntar af höndum af eüa fyrir hönd 
vinnuveitanda, sem ekki er heimilisfastur i hinu rikinu, og 

c) greiüslurnar eru ekki gjaldf‘cer3ar fastri atvinnustöS e3a 
fastri stofnun, sem vinnuvcitandinn rekur i hinu rikinu. 

3. I)ratt fyrir framangreind äkvmäi j^essarar greinar, mä 
skattleggja greiüslur fyrir starf unniü um borÖ i skipi ä 
all)jö3aleiäum, i f)vi aäildarriki, f)ar sem raunveruleg fram- 
kvmmdastjörn fyrirttekisins hefir aÜsetur. 


ÄkvieÜi pessa töluliüar skulu cinnig gilda um greiüslur 
fyrir starf unniü um borü i fivskveiÖa-, selveiÖa- eüa hval- 
veiüaskipi, einnig pott greiÖslurnar seu inntar af hendi sem 
akveüinn aflahlutur eÖa hliiti af afrakstri f)e.ssarar ütgerÖar. 


4. hrätt fyrir akva*9i 1. tl., skulu greiÜslur fyrir starf unniä 
einuöngu eüa aÜa'lega um borÜ i loftfari, sem rekiü er af 
fyrirtmki i a^ildarriki. einungis skattlaiiüar i pvi aüildarriki, 
J)ar sem viütakandi greiüslanna er heimilisfastur 
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Artikel 16 

Aufsichtsrats- oder Verwaltiingsratsvergütungen und 
a^-nliche Zahlungen, die eine in einem Vertragstaat an- 
sässige Pejson in ihrer Eigenschaft als Mitglied des 
Aufsichts- oder Verwaltimgsrates einer Gesellschaft be- 
zieht, die in dem anderen Vertragstaat ansässig ist, 
können in dem anderen Staat besteuert werden. 

Artikel 17 

Ungeachtet der Artikel 14 und 15 können Einkünfte, 
die berufsmäßige Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rund- 
funk- oder Fernsehkünstler und Musiker, sowie Sportler 
aus ihrer in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübten 
Tätigkeit beziehen, in dem Vertragstaat besteuert wer- 
den, in dem sie diese Tätigkeit ausüben. 

Artikel 18 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 19 können Vergütun- 
gen, die von einem Vertragstaat, einem Land oder einer 
ihrer Gebietskörperschaften unmittelbar oder aus einem 
von diesem Staat, dem Land oder der Gebietskörper- 
schaft errichteten Sondervermögen an eine natürliche 
Person für eine unselbständige Arbeit gezahlt werden, 
in diesem Staat besteuert werden. Wird die unselbstän- 
dige Arbeit in dem anderen Vertragstaat von einem 
Angehörigen dieses Staates ausgeübt, der nicht die 
Staatsangehörigkeit des erstgenannten Staates besitzt, 
so können die Vergütungen nur in dem anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Auf Vergütungen für unselbständige Arbeit, die 
im Zusammenhang mit einer auf Gewinnerzielung ge- 
richteten gewerblichen Tätigkeit eines Vertragstaates, 
eines Landes oder einer ihrer Gebietskörperschaften 
geleistet wird, finden die Artikel 15, 16 und 17 Anwen- 
dung. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für Vergütunge’\ die 
von der Deutschen Bundesbank, der Deutschen Bundes- 
bahn und der Deutschen Bundespost sowie der Isländi- 
schen Zentralbank und der Isländischen Post- und Tele- 
grafenverwaltung gezahlt werden. 

Artikel 19 

(1) Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die einer 
in einem Vertragstaat ansässigen Person für frühere 
unselbständige Arbeit gezahlt werden, können nur in 
diesem Staat besteuert werden. 

(2) Ruhegehälter, Renten und andere wiederkehrende 
oder einmalige Zahlungen, die von einem Vertragstaat, 
einem Land oder einer ihrer Gebietskörperschaften an 
eine natürliche Person als Entschädigung für einen Scha- 
den gezahlt werden, der als Folge von Kriegshandlun- 
gen oder politischer Verfolgung entstanden ist, können 
nur in diesem Staat besteuert werden. 

Artikel 20 

(1) Vergütungen, die ein Hochschullehrer oder Lehrer, 
der in einem Vertragstaat ansässig ist und sich für höch- 
stens zwei Jahre in den anderen Vertragstaat begibt, 
um fortgeschrittene Studien oder Forschung zu be- 
treiben oder um an einer Universität, Hochschule, Schule 
oder einer anderen Lehranstalt zu unterrichten, für diese 
Arbeit bezieht, werden in dem anderen Staat nicht be- 
steuert. 

(2) Zahlungen, die ein Student oder Lehrling (ein- 
schli€!ßlich eines „Volontärs" oder eines „Praktikanten"), 
der in einem Vertragstaat ansässig ist oder unmittelbar 
vorher dort ansässig war und der sich in dem anderen 
Vertiagstaat ausschließlich zum Studium oder zur Aus- 


16. grein 

Stjornarlaiin og aärar svipaSar greiÖslur, sem aäili heimilis- 
fastur f aäitdarriki fa?r fyrir a3 vera stjoriiarmaäur fälags, 
sem heimitisfast er i hinu aÖiidarrikinu. mä skattleggja 
i siäarnefnda rikinu. 


17. grein 

Frätt fyrir ak\ucöi 14. og 15. gr. ma skattleggja a9ila, 
sem koma fram i atvinnuskyni til skemmtunar almenningi, svo 
sem leikhüs-, kvikmynda-, hljö9varps- eäa sjönvarpslista- 
menn, htjömüstarmenn og ij^röttamenn, af tekjum, sem f)eir 
hafa af slikum persönulegum störfum i |5vi aäildarriki, f)ar 
sem l^essi störf erii innt af höndum. 

18, grein 

1. Greiäslu, meö J>eirri undantekningu, sem um rseBir 
i 19. gr., sem innt er af hendi af aöildarriki, einstöku riki 
jpess (Land), opinberri stofnun f)ess e9a sveitarstjörn, beint 
eäa ür sjöSum stofnuäum af [?essum aäilum, til manns fyrir 
starf hans, ma skattleggja i f>vi riki. Ef starfiä er innt af 
hendi i hinu aäildarrikinu af rikisborgara f)ess rikis, sem ekki 
er rikisborgari i fyrrnefnda rikinu, skal einungis skattleggja 
greiäsluna i f)vi riki. 


2. Äkva^äi 15., 16. og 17. gr. gilda um greiäslu fyrir starf, 
sem innt er af hendi i sambandi viä hvers konar viäskipti, 
sem rekin eni i hagnaäarskyni af aSildarriki, einstöku riki 
pess (Land), opinberri stofnun pess eäa sveitarstjörn. 


3. Äkvseäi 1. tl. skulu ä sama hätt gilda um greiäslu, sem 
innt er af hendi af jpyzka rikisbankanum, ]p 3 'zku rikisjarn- 
brautunum og l:)yzku pöstmälastofnuninni, svo og Seälabanka 
Islands og islenzku post- og simamalastjörninni. 


19. grein 

1. Eftirlaun og aärar svipaäar greiäslur, sem inntar erii af 
hendi til aäila, sem heimilisfastiir er i aäildarriki, vegna 
fjTra starfs hans, skulu einungis skattlagäar i f)vi riki, 

2. Eftirlaun, argreiäslur og aärar timabilsgreiäslur eäa 
greiäslur i eitt skipti fyrir öll, sem greiddar eru til manns af 
aäildarriki, einstöku riki pess (Land), opinberri stofnun pess 
eäa sveitarstjörn sem skaäabsetur fyrir likamsmeiäsl eäa tjön, 
sem hann hefur beäiä vegna hernaäaraägeräa eäa stjörn- 
malaofsökna, skulu einungis skattlagäar i l>vi riki. 


20. grein 

1, Professor eäa kennari, sem heimilisfastur er i aäildarriki, 
og sem dvelur i hinu aäildarrikinu, p6 ekki yßr tvö ar, i ]>vi 
skyni aä stunda framhaldsnam, rannsöknir eäa kennslu viä 
hasköla, aeäri sköla, aära sköla eäa menntastofnanir, skal 
ekki skattlagäur i siäarnefnda rikinu af greiäslum, sem hann 
faer fyrir jpetta starf. 


2. Xamsmaäur eäa nemi (f)ar meä talinn sjäUboäaliäi 
(Volontär), eäa nemi til reynslu (Praktikant)), sem er, eäa 
siäast var, heimilisfastur i aäildarriki, og sem dvelur um 
stundarsakir i hinu aäildarrikinu einungis vegna nams sins 
eäa jpjälfunar, skal ekki skattlagäur i siäarnefnda rikinu af 
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bildung vorübergehend aufhält, für seinen Unterhalt, sein 
Studium oder seine Ausbildung erhält, werden in dem 
anderen Staat nicht besteuert, sofern ihm diese Zahlun- 
gen aus Quellen außerhalb des anderen Staates zu- 
fließen. 

(3) Ein Student einer Universität oder einer anderen 
höheren Lehranstalt eines Vertragstaates, der insgesamt 
nicht länger als 100 Tage während eines Kalenderjahres 
in dem anderen Vertragstaat eine unselbständige Arbeit 
ausübt, um die für seine Ausbildung erforderlichen 
praktischen Erfahrungen zu sammeln, wird mit den Ver- 
gütungen, die er für diese unselbständige Arbeit bezieht, 
in diesem anderen Staat nicht besteuert. 


Artikel 21 

Die in den vorstehenden Artikeln nicht ausdrücklich 
erwähnten Einkünfte einer in einem Vertragstaat an- 
sässigen Person können nur in diesem Staat besteuert 
werden. 


Artikel 22 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6 
Absatz 2 kann in dem Vertragstaat besteuert werden, 
in dem dieses Vermögen liegt. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen 
einer Betriebstätte eines Unternehmens darstellt oder 
das zu einer der Ausübung eines freien Berufes dienenden 
festen Einrichtung gehört, kann in dem Vertragstaat 
besteuert werden, in dem sich die Betriebstätte oder die 
feste Einrichtung befindet. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen 
Verkehr sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb 
dieser Schiffe und Luftfahrzeuge dient, können nur in 
dem Vertragstaat besteuert werden, in dem sich der Ort 
der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens be- 
findet. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Ver- 
tragstaat ansässigen Person können nur in diesem Staat 
besteuert werden. 

Artikel 23 

(1) Bei einer in der Bundesrepublik Deutschland an- 
sässigen Person wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

a) Soweit nicht Buchstabe b anzuwenden ist, werden 
von der Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer 
die Einkünfte aus Quellen innerhalb Islands sowie 
die in Island gelegenen Vermögenswerte ausgenom- 
men, die nach diesem Abkommen in Island besteuert 
werden können. Die Bundesrepublik Deutschland be- 
hält aber das Recht, die auf diese Weise ausgenom- 
menen Einkünfte und Vermögenswerte bei der Fest- 
setzung des Steuersatzes zu berücksichtigen. Auf Divi- 
denden sind die vorstehenden Bestimmungen nur an- 
zuwenden, wenn die Dividenden an eine in der Bun- 
desrepublik Deutschland ansässige Gesellschaft von 
einer in Island ansässigen Gesellschaft gezahlt wer- 
den, deren Kapital zu mindestens 25 vom Hundert un- 
mittelbar der deutschen Gesellschaft gehört. Von der 
Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer werden 
ebenfalls Beteiligungen ausgenommen, deren Dividen- 
den, falls solche gezahlt werden, nach dem vorher- 
gehenden Satz von der Steuerbemessungsgrundlage 
auszunehmen wären. 

b) Auf die deutsche Steuer vom Einkommen wird unter 
Beachtung der Vorschriften des deutschen Steuer- 


greiäslum, sem bann fpcr til aä standa .straum af framferslu 
sinni, nami eäa f)jalfun, enda seu slikar greiäslur til han.s 
runnar fra aäilum utan f)ess rikis. 


3. NamsmaBur viS hasköla e9a aSra a^äri menntastofnun 
i aöildarnki, sem starfar i hinu aÖildarrikinu ( eitt eSa fleiri 
skipti, sem p6 ekki fara fram ür 100 dögum samtals ä alman- 
aksärinu, til l)ess aÖ öälast starfs|)jälfun nauäsynlega 
menntiin sinni, skal ekki skattlagäur i siÖarncfnda rikinu af 
greiäslum fyrir J^etta starf. 


21. grein 

Tekjur, sem ekki er serstaklega fjallaä um her aÖ framan. 
skulu einungis skattlagäar i pv'i aBildarnki, par sem viä- 
takandi |?eirra er heimilisfastur. 


22, szrein 

1. Eign, sem er fasteign samkvsemt skilgreiningu 2. tl. 
6. gr., ma skattleggja i pvi aäildarriki, par sem eignin er. 

2. Eign i lausafe, sem er hluti atvinnurokstrareignar fastrar 
atvinnustöävar fyrirtsekis eäa \ lausafö. sem tilheyrir fastri 
stofnun. sem notuB er i sambandi viä sjalfstseSa starfsemi, 
ma skattleggja i pvi aSildarriki, par sem fasta atvinnustööin 
eäa fasta stofnunin er. 

3. Skip og loftför, sem notu9 eru a alf)jöäaleiBiim, svo 
og lausafe, sem tilheyrir rekstri slikra skipa og loftfara, skulu 
einungis skattlögÖ > f)vi aSildarriki, par sem raunveruleg 
framkvaimdastjörn fyrirtiekisins hefur aSsetur. 


4. AJlar aärar eignir aäila heimilisfasts i aBildarriki skulu 
einungis skattlagÖar i p^\ riki, 

23. grein 

1. Skattur aSila heimilisfasts i SambandslySveldinii l)yzka- 
landi skal f)annig äkveäinn: 

a) Nema äkvjeÖi b-li9ar eigi vi9, skal eigi telja meä skatt- 
stofninum, sem f)fzkur skattur er lagäur a, padv tekjur 
frä fslandi og eignir ä fslandi, sem sainkvaemt sam- 
ningi f)essum ma skattleggja a fslandi. Sambandsl\^9veldiB 
T^zkaland askilur sör hins vegar rett til aS taka tillit til 
tekna j^essara og eigna, sem pannig voru eigi meStaldar, 
viä akvöräun skattstiga sins. Framangreind äkvseÖi f)essa 
stafliäar skulu, aä f)vi er varSar tekjur af ägöSahlutum, 
einungis taka til peirra ägöBahluta, sem greiddir eru 
fälagi heimilisföstu f Sambandslf Bveldinu F^zkalaiidi af 
felagi heimilisföstu ä fslandi, ef aS minnsta kosti 25®/y 
eignarhlutdeild i islenzka felaginu er bein eign f)fzka 
felagsins. Enn fremur skal eigi talin meä skattstofninum, 
sem f)^zkur skattur er lagSur a, sü hlutafjareign f)ar sem 
ägöäahlutirnir af henni, ef greiddir, myndu eigi hafa veriB 
taldir meä skattstofninum, sem skattur er lagSur a sam- 
kyscmt akva^Bum na?sta malsliäar her aB framan. 


b) Samkvsemt äkvseäum J^j^zkra skattalaga um fradratt 
erlendra skatta, skal leyfäur sem frädrattur fra f)yzkum 
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rechts über die Anrechnung ausländischer Steuern 
die isländische Steuer angerechnet, die in Überein- 
stimmung mit diesem Abkommen gezahlt worden ist 
für: 

aa) Dividenden, die nicht unter Buchstabe a fallen, 
bb) Vergütungen im Sinne des Artikels 16. 

Der Anrechnungsbetrag darf jedoch nicht den Teil 
der vor der Anrechnung ermittelten deutschen Steuer 
übersteigen, der auf diese Einkünfte entfällt. 

(2) Bei einer in Island ansässigen Person wird die 
Steuer wie folgt festgesetzt: 

d) Soweit nicht Buchstabe b anzuwenden ist, werden 
von der Bemessungsgrundlage der isländischen Steuer 
die Einkünfte aus Quellen innerhalb der Bundesrepu- 
blik Deutschland sowie die in der Bundesrepublik 
Deutschland gelegenen Vermögenswerte ausgenom- 
men, die nach diesem Abkommen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland besteuert werden können. Island be- 
hält aber das Recht, die auf diese Weise ausgenom- 
menen Einkünfte und Vermögenswerte bei der Fest- 
setzung des Steuersatzes zu berücksichtigen. 

h) Auf die isländische Steuer vom Einkommen wird die 
deutsche Steuer angerechnet, die in Übereinstimmung 
mit diesem Abkommen gezahlt worden ist für; 
aa) Dividenden, 

bb) Vergütungen im Sinne des Artikels 16. 

Der Anrechnungsbetrag darf jed'^di nicht den Teil der 
vor der Anrechnung ermittelten isländischen Steuer 
libersteigen, der auf diese Einkünfte entfällt. 

Artikel 24 

(1) Die Staatsangehörigen eines Vertragstaates dürfen 
in dem anderen Vertragstaat weder einer Besteuerung 
noch einer damit zusammenhängenden Verpflichtung 
unterworfen werden, die anders oder belastender sind 
als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen die Staatsangehörigen des ande- 
ren Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen 
sind oder unterworfen werden können. 

(2) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unter- 
nehmen eines Vertragstaates in dem anderen Vertrag- 
staat hat, darf in dem anderen Staat nicht ungünstiger 
sein als die Besteuerung von Unternehmen des anderen 
Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. 

Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als ver- 
pflichte sie einen Vertragstaat, den in dem anderen Ver- 
tragstaat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -Ver- 
günstigungen und -ermäßigungen auf Grund des Per- 
sonenstandes oder der Familienlasten zu gewähren, die 
er den in seinem Gebiet ansässigen Personen gewährt. 

(3) Die Unternehmen eines Vertragstaates, deren Ka- 
pital ganz oder teilweise, unmittelbar oder mittelbar, 
einer in dem anderen Vertragstaat ansässigen Person 
oder mehreren solchen Personen gehört oder ihrer Kon- 
trolle unterliegt, dürfen in dem erstgenannten Vertrag- 
staat weder einer Besteuerung noch einer damit zusam- 
menhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die 
anders oder belastender sind als die Besteuerung und 
die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen 
andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

Artikel 25 

(1) Ist eine in einem Vertragstaat ansässige Person 
der Auffassung, daß die Maßnahmen eines Vertragstaates 
oder beider Vertragstaaten für sie zu einer Besteuerung 
geführt haben oder führen werden, die diesem Abkom- 
men nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der 


skatti ii tekjur, islenzkur skattur greiddur samk\;emt 
akv?e5um samnings jiessa af oftirtöldum tekjum; 

aa. agoBahlutum, sem ekki er fjallaü um i stafliä a. 
bb. greiäslum samkvsemt akvieSum 16. gr. 

Samt sem aBur skal fradratturinn ekki fara fram ür heim 
liluta hyzka skattsins, sem kemur i hlut hessara tekna, 
eins og hann er reiknaÖur aBur en fradratturinn er gerBur. 

2. Skattur aBila heimilisfasts a Islandis skal ^annig akveB- 

iim; 

a) Xema äkvajBi b-liBar eigi viB, skal eigi telja meB skatt- 
stofninum, sem islenzkur skattur er lagBiir a, h^er tekjur 
fra SambandsiyBveldinu bfzkalandi og pxr eignir i Sam- 
bandsiyBveldinu . byzkalandi, sem samkvsemt samningi 
hessum ma skattleggja i Sambandslf Bveldinu l)5^zkalandi. 
Island askilur s6r hins vegar rett til aB taka tillit til tekna 
hessara og eigna, sem ^annig vom eigi meBtaldar, viB 
akvörBun skattstiga sins. 


I>) LeyfBur skal sein frädrattur fra islenzkuin skatti ä tekjur, 
hyzkur skattur greiddur samkvseint akva3Bum sainnings 
hessa af eftirtöldum tekjum: 
aa. agöBahlutum. 

bb. greiBslum samkviemt akveeBum 16. gr. 

Samt sem aBur skal fradratturinn ekki fara fram ür heim 
hluta islenzka skattsins, sem kemur ( hlut hessara tekna, 
eins og hann er reiknaBur aBur on fradratturinn er gerBur. 

24. grein 

1. Rikisborgarar aBildarrikis skulu ekki vera haBn aiinarr- 
eBa h^’Tigri skattlagningu eBa öBriim skyldum i h^* sam- 
bandi i hinu aBildarnkinu heldur en rikisborgarar jmss n'ki.s 
eru eBa gmtn orBiB viB sömu aBstieBur. 


2. Skattlagning fastrar atvirmustöBvar, .sein fyrirtmki i 
aBildarriki rekur \ hinu aBildarrikinu, skal ekki vera ohag- 
stseBari f siBarnefnda rikinu en skattlagning a fyrirtmki paii\ 
sem hafa sains konar starfsemi meB höndiim. 

Tetta akvseBi skal hö ekki skyra hannig, aB haB skyldi 
aBildarriki til aB veita aBilum heimilisföstum i hinu aBild- 
arrikinu nokkurn hann persönufradratt, ivilnanir og laekkun 
skatta vegna hjüskaparstettar eBa fjölskylduframfserslu, sem 
haB veitir aBilum, sem eru heimüisfastir i fyrrnefnda rikinu. 

3. Tott fjarmagn fju'irtsekja i aBildarriki sö aB öllu eBa 
nokkru leyti, beint eBa öbeint, i eigu eBa stjörnaB af einum 
eBa fleiri aBilum, sem eru heimilisfastir i hinu aBildarrikinu, 
skulu hau ekki vera haB annarri eBa hy^gri skattlagningu 
eBa öBrum skyldum i h^i sambandi i fjTmefnda rikinu heldur 
en f^Tirtmki svipaBrar tegundar i h^i riki ern eBa gsetu orBiB. 


2ö. grein 

1. hegar aSili heimilisfastur i aBildarriki telur, aB raBstaf- 
anir, sem gerBar eru af öBru eBa baBum aBildarrikjunum, 
lei Bi til eBa muni leiBa til skattlagnmgar, aB pvi er hann 
varBar, sem ekki er \ samrmmi viB akvseBi samnings h^ssa, 
getur hann visaB malinii til bmrs stjörnvalds h^ss aBildarrikis, 
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nach innerstaatlichem Recht dieser Staaten vorgesehenen 
Rechtsbehelfe ihren Fall der zuständigen Behörde des 
Vertragstaates unterbreiten, in dem sie ansässig ist. 

(2) Hält diese zuständige Behörde die Einwendung für 
begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, eine be- 
friedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich be- 
mühen, den Fall durch Verständigung mit der zustän- 
digen Behörde des anderen Vertragstaates so zu regeln, 
daß eine dem Abkommen nicht entsprechende Besteue- 
rung vermieden wird. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten wer- 
den sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die 
bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens 
entstehen, in gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen. 
Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine 
Doppelbesteuerung in Fällen, die in dem Abkommen 
nicht behandelt sind, vermieden werden kann. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten kön- 
nen zur Herbeiführung einer Einigung im Sinne der 
vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkeh- 
ren. Erscheint ein mündlicher Meinungsaustausch für die 
Herbeiführung der Einigung zweckmäßig, so kann ein 
solcher Meinungsaustausch in einer Kommission durch- 
geführt werden, die aus Vertretern der zuständigen Be- 
hörden der Vertragstaaten besteht. 


Artikel 26 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten wer- 
den die Informationen austauschen, die erforderlich sind 
zur Durchführung dieses Abkommens und des innerstaat- 
lichen Rechts der Vertragstaaten betreffend die unter 
das Abkommen fallenden Steuern, soweit die diesem 
Recht entsprechende Besteuerung mit dem Abkommen 
in Einklang steht. Alle so ausgetauschten Informationen 
sind geheimzuhalten und dürfen nur solchen Personen 
oder Behörden, einschließlich Gerichten, zugänglich ge- 
macht werden, die mit der Veranlagung, Erhebung oder 
strafrechtlichen Verfolgung bezüglich der unter das Ab- 
kommen fallenden Steuern befaßt sind. 

(2) Absatz 1 ist auf keinen Fall so auszulegen, als ver- 
pflichte er einen der Vertragstaaten: 

a) Verwaitungsmaßnahmen durchzuführen, die von den 
Gesetzen oder der Verwaltungspraxis dieses oder 
des anderen Vertragstaates abweichen; 

b) Angaben zu übermitteln, die nach den Gesetzen oder 
im üblichen Verwaltungsverfahren dieses oder des 
anderen Vertragstaates nicht beschafft werden kön- 
nen; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Ge- 
schäfts-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein 
Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren 
Erteilung der Öffentlichen Ordnung widerspräche. 


Artikel 27 

(Ij Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen 
Vorrechte, die den diplomatischen und konsularischen 
Beamten nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts 
oder auf Grund besonderer Vereinbarungen zustehen. 

(2) Soweit Einkünfte oder Vermögen im Empfangsstaat 
wegen der den diplomatischen oder konsularischen Be- 
amten nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts 
oder aufgrund besonderer zwischenstaatlicher Verträge 
zustehenden steuerlichen Vorrechte nicht besteuert wer- 
den, steht das Besteuerungsrecht dem Entsendestaat zu. 


f)ar sem hann er heimüisfastur, an tillits til feirra rettar- 
verndar, sem kann aÖ vera hoimiluä i löggjöf rikjanna. 

2. Ef hiä bsera stjörnvald telur, aä mötmselin seu a rökum 
reist, en getur [:)ö ekki sjalft leyst maliä ä viäunandi hätt, 
skaj paä leitast viä aä leysa inäliä meÖ gagnkvsemu sam- 
komulagi viä bsert stjörnvald i hinu aäildarrikinu, f pvi 
skyni aä komast hjä skattlagningu, sem ekki er i samraemi 
viä äkvöcäi samnings f>essa. 

3. Baer stjörnvöld f aäildarrikjunum skulu meä gagnkveemu 
samkomulagi leitast viä aÖ Ie 3 ^sa sörhvern vanda eÖa vafa- 
atriäi varäandi skj^ringu eÖa beitingu akvaeäa samningsins. 
Pau geta einnig raÖgazt sin ä milli i [)vi skyni aÖ komast 
hjä tvisköttun i tilvikum, sem ekki er fjallaÖ um i sam- 
ningniim. 

4. Baer stjörnvöld i aÖildarrikjuniim geta haft beint sam- 
band sin ä milli i f)vi skjmi aÖ gera samkomulag i samraemi 
viä f)aä, sem um er raett i f)essari grein. Pegar aeskilegt 
viräist, aä fram fari munnlegar umraDÖur til f)ess aä samkom- 
ulag näist, geta slikar umraeÖur fariä fram i nefnd, sem 
skipuä er fiilltrüum baerra stjörnvalda beggja aÖildarnkjanna. 


26. grein 

1. Baer stjörnvöld i aäildarrikjunum skulu skiptast ä [)eim 
upplysingum, sem nauÖsynlegar eru vegna framkvaemdar 
samnings [)essa og innlendrar löggjafar aäildarrikjanna, varä- 
andi skatta, sem äkvaeÖi samnings [)essa nä til, aä \>vi leyti, 
sem viäkomandi skattlagning er i samraemi viä samninginn. 
Allar upplfsingar, sem [jannig er ä skipzt, skal fara me5 sem 
trünaäarmäl og ekki gera kunnar ÖÖrum aÖilum eÖa stjörn- 
völdum, f>ar meÖ töldum dömstölum, en peim, sem hafa 
meä höndum äkvöräun, innheimtu eäa äkaeruvald varÖandi 
pä skatta, sem samningur pessi fjallar um. 


2. Äkvaeäi 1. tl. skal i engu tilviki sk>Ta pannig, aä pan 
leggi ä annaä hvort aäildarrikjanna skyldu til: 

a) aä framkvaema stjörnarräästafanir, sem vikja frä löggjöf 
eäa stjörnvenju pess själfs eäa hins aäildarrikisins, 

b) aÖ lata f te gögn, sein ekki er unnt a5 afla samkvsemt 
löggjöf eäa eÖlilegri stjörnvenju pess själfs eäa hins 
aäildarrikisins, 

c) aä lata i tö uppl.fsingar, sein mundu Ijöstra upp leyndar- 
mäliim eäa framleiÖsluaÖferäum ä sviÖi atvinnumäla, 
viÖskipta, iÖnaÖar, verzlunar eÖa annarrar starfsemi, svo 
og uppl>^singar, sem gagnstjett er almenningshagsmunum 
(ordre public) aÖ gefa. 

27. grein 

1. ÄkvöeÖi samnings pessa skulu ekki hafa äiirif ä skatt- 
ivilnanir, sem opinberir starfsmenn viö sendiräÖ eÖa rseÖis- 
mannsskrifstofur njöta, samkvsemt almennum pjöÖröttar- 
reglum eÖa i samrinmi viä äkvaeäi i serstökum samningum. 

2. Aä svo miklu leyti, sem tekjur eÖa eignir eru ekki skatt- 
lagäar f dvalarlandinu vegna skattivilnana, sem opinberir 
starfsmenn vi9 sondiräÖ eäa rse^ismannsskrifstofur njöta, 
samkvsemt almennum pjöÖröttarreglum eÖa i samraemi vi5 
äkvaeÖi i serstökum alpjöäasaniningiim, skal heimarfkiS hafa 
rött til skattlagningar. 
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(3) Bei Anwendung des Abkommens gelten die Ange- 
hörigen einer diplomatischen oder konsularischen Ver- 
tretung, die ein Vertragstaat im anderen Vertragstaat 
oder in einem dritten Staat unterhält, als im Entsende- 
staat ansässig, wenn sie die Staatsangehörigkeit des 
Entsendestaates besitzen und dort zu den Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen wie in diesem Staat an- 
sässige Personen herangezogen werden. 


Artikel 28 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung von Island innerhalb von drei 
Monaten nadi Inkrafttreten des Abkommens eine gegen- 
teilige Erklärung abgibt. 


Artikel 29 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Rati- 
fikationsurkunden sollen so bald wie möglich in Rykja- 
vik ausgetauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt am dreißigsten Tage nach 
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft und ist 
anzuwenden: 

a) in der Bundesrepublik Deutschland: 

auf die Steuern, die für das Kalenderjahr 1968 und 
für die darauffolgenden Kalenderjahre erhoben wer- 
den; 

b) in Island: 

auf die Steuern, die für das Steuerjahr 1968 und 
für die darauffolgenden Steuerjahre erhoben werden. 

(3) Die von den beiden Regierungen in den Noten 
vom 8. Oktober 1962 und 18. Juli 1963 getroffene Ver- 
einbarung über die Doppelbesteuerung bei Schiff- und 
Luftfahrtunternehmen findet nach Inkrafttreten dieses 
Abkommens keine Anwendung mehr mit Wirkung von 
dem Tage, von dem an dieses Abkommen angewendet 
wird. 


Artikel 30 

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, 
jedoch kann jeder der Vertragstaaten bis zum dreißigsten 
Juni eines jeden Kalenderjahres nach Ablauf von fünf 
Jahren, vom Tage des Inkrafttretens an gerechnet, das 
Abkommen gegenüber dem anderen Vertragstaat auf 
diplomatischem Wege schriftlich kündigen; in diesem Fall 
ist das Abkommen nicht mehr anzuwenden; 

a) in der Bundesrepublik Deutschland: 

auf die Steuern, die für die Kalenderjahre erhoben 
werden, die auf das Kalenderjahr folgen, in dem die 
Kündigung ausgesprochen wird; 

b) in Island: 

auf die Steuern, die für die Steuerjahre erhoben wer- 
den, die auf das Steuerjahr folgen, in dem die Kündi- 
gung ausgesprochen wird. 


ZU URKUND DESSEN haben die hierzu von ihren 
Regierungen gehörig befugten Unterzeichneten dieses 
Abkommen unterschrieben. 


3. I sambnndi viä framkvfemd samnings fjessa, skulu 
mcnn. sem eru starfsmenn sendirnäa eäa r?e5ismann.sskrif- 
stofa aÖildnrrikis i hinu aäildarnkinu e5a i |^ri5ja rikinu, og 
sem eru rikisborgarar f>css rikis, er .sendi tel jast heimilis- 

fastir i pv\ n'ki, of |:»eir bera sömu skyldu var5andi skatta af 
tokjum og eignum og aäilar heimilisfastir j)ar. 


28. grein 

Samningur |:)essi skal einnig gilda fyrir Berlinarn'ki (Land 
Berlin), enda hafi rikisstjorn SambandslyÖveldisins h^zka- 
lands ekki tilkyiint nkisstjöni Islands innan [rriggja manaäa 
fra gildistöku samnings f)essa, a5 svo skiili ekki vera. 


29. grein 

1. Samning f)ennan skal fullgilda og skipzt skal a fullgild- 
ingarskjölum i Reykjavik, svo fljött sem kostur er. 

2. Samningur f)essi skal ganga i gildi a [rritugasta degi 
eftir a3 skipzt hefur veri5 a fullgildingarskjölum og koma 
til framkvssmda: 

a) I Sambandslyäveldinu I>yzkalandi: 

um skatta, sem ä eru lagÖir fyrir almanaksariä 1968 og 
fyrir eftirfarandi almanaksar. 

b) a Islandi: 

um skatta, sem a eru lag3ir fyrir skattariä 1968 og fyrir 
eftirfarandi skattär. 

3. Äkvseäi samkomulags milli hinna tveggja rikistjörna, 
sem til var stofnaä me5 skiptum ä oräsendingum dagsettum 
8. Oktober 1962 og 18. jüli 1963, um tvisköttun skipafelaga 
og flugfelaga, skulu, er samningur h^ssi gengur i gildi, falla 
ür gildi fra |)eim degi, sem akvoeäi samnings {^essa koma til 
framkvsemda. 


30. grein 

Samningur f)essi skal gilda um ötiltekinn tima, en hvort 
a3ildarrikjanna um sig getur. 30. Juni e5a fyrr almanaksar 
hvert, sem hefst eftir a5 fimm ar eru liäin fra gildistöku sam- 
ningsins, tilkynnt hinu aÖildarrikinu, eftir diplömatiskum 
lei 5 um, skriflega uppsögn samningsins og se svo gert, skal 
samningur f)essi hajtta aS koma til framkva?mda: 

a) i Sambandslyäveldinu Tyzkalandi: 

a5 l^vi er var5ar skatta alagäa fyrir J:>au almanaksar, sem 
noest eru a eftir [^vi almanaksari, sem uppsögnin er ger5; 

b) a Islandi: 

aä pvi er varäar skatta alagäa fyrir [:)au skattar, sein 
naest eru a eftir [>vi skattari, sem uppsögnin er gerä. 


DESSU TIL STADFESTINGAR höfum ver undirritaäir, 
sem fengiä höfum umbo5 rlkisstjoma vorra, undirrita5 
samning l:)ennan. 
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GESCHEHEN zu Bonn am 18. März 1971 in zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher und isländischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


GERT I Bonn hinn 18. dag inarz manaäar 1971 i tveimur 
frumritum, livorii um sig a l:)>^zku og islenzkii, og skulu 
textar beggja vera jafngildir. 


Für die Bundesrepublik Deutschland; 
Fyrir hönd Sambandsl^äveldisins Fyzkalands •. 
Paul Frank 
Dr. Emde 

Für die Republik Island: 

Fyrir hönd veldisins Islands : 

’Arni Tryggvason 
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Protokoll 

Anläßlich der Unterzeichnung des heute geschlossenen 
Abkommens zwischen der Republik Island und der 
Bundesrepublik Deutschland zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkom- 
men und vom Vermögen haben die Unterzeichneten Be- 
vollmächtigten das nachstehende Protokoll unterschrie- 
ben, das Bestandteil des Abkommens ist: 

Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe a gilt nur für Dividenden, 
die von einer Gesellschaft gezahlt werden, deren Ein- 
künfte ausschließlich oder fast ausschließlich stammen: 

a) aus einer der folgenden innerhalb Islands ausgeübten 
Tätigkeiten: aus der Herstellung oder dem Verkauf 
von Gütern oder Waren, aus Vermietung oder Ver- 
pachtung, aus technischer Beratung oder technischer 
Dienstleistung oder aus Bank- oder Versicherungs- 
geschäften, oder 

b) aus Dividenden, die von einer oder mehreren in Is- 
land ansässigen Gesellschaften gezahlt werden, die 
ihre Einkünfte wiederum ausschließlich oder fast aus- 
schließlich aus einer der folgenden innerhalb Islands 
ausgeübten Tätigkeiten beziehen: aus der Herstellung 
oder dem Verkauf von Gütern oder Waren, aus Ver- 
mietung oder Verpachtung, aus technischer Beratung 
oder technischer Dienstleistung oder aus Bank- oder 
Versicherungsgeschäften. 

Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, so gilt Arti- 
kel 23 Absatz 1 Buchstabe b. 


BÖKLN 

Viä undirritun samriings pess, sem i dag hefir veriS gerBur 
milh LyBveldisins Islands og Sambandsly3veldisins Dyzka- 
iands til a3 koma i veg fyrir tvisköttun, aS {>vi er varBar 
skatta a tekjur og eignir, liafa undirritaBir fulltruar me3 
umboSi ritaä nöfn sin undir oftirfarandi bökun, sem myndar 
hluta af samningnum ; 

StafliB a, 1. töluliBar 23. greinar skal einungis beitt um 
agöBahluti, sem greiddir eru af felagi, sem eingöngu e3a 
naestum eingöngu liefur tekjur: 

a) af franilei9slu, söln vara, leigu, toeknilegum raBum e3a 
l:)jönustu, e9a banka- eäa vätryggingarstarfsemi ä fslandi, 
eäa 


b) af agöäahlutum greiddum af einu eSa fleiri felögum, 
heimilisföstum ä Islandi, sem sjalf hafa tekjur sinar ein- 
göngu eÖa nsestum eingöngu af framleiSslu, sölu vara, 
leigu, taeknilegum ra5um e5a |)jönustu, e3a banka- eäa 
vatryggingarstarfsemi a Islandi. 


I pvi tilviki, a5 j^essum skilyrBum se ekki fullnsegt, skal 
beita stafliB b, 1. töluliBar, 23. greinar. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
Fyrir hönd SambandslfBveldisins Fyzkalands: 
Paul Frank 
Dr. Emde 

Für die Republik Island: 

Fyrir hönd L^Bveldisins Islands : 

’Arni Tryggvason 
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Denkschrift 

Das am 18. März 1971 in Bonn Unterzeichnete Ab- 
kommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 
Vermögen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Island ist außenpolitisch auf dem 
Hintergrund der europäischen Partnerschaft, der ge- 
meinsamen Zugehörigkeit zur NATO und zur OECD 
sowie der traditionell guten Beziehungen der Bun- 
desrepublik zu den skandinavischen Staaten zu 
sehen. Wirtschaftspolitisch findet das Abkommen 
seinen Grund darin, daß die Bundesrepublik unter 
den Handelspartnern Islands einen bedeutenden 
Platz einnimmt. Das Abkommen soll die Wirt- 
schaftsbeziehungen zwischen beiden Staaten auf eine 
sichere steuerliche Grundlage stellen und darüber 
hinaus die wirtschaftliche Zusammenarbeit weiter 
fördern. 

In den wesentlichen Zügen seines Inhalts und Auf- 
baus entspricht das Abkommen dem von der OECD 
empfohlenen Musterabkommen (vgl. Bundesanzei- 
ger 76/1964). Die einleitenden Bestimmungen der 
Artikel 1 bis 5 stecken den Geltungsbereich des 
Vertragswerks ab und enthalten die für die An- 
wendung des Abkommens wichtigsten Definitionen. 
Die Artikel 6 bis 22 legen den Rahmen fest, inner- 
halb dessen der Quellen- bzw. Belegenheitsstaat 
Einkünfte und Vermögenswerte besteuern darf. Ar- 
tikel 23 bestimmt, wie der Wohnsitzstaat bei den 
dem Quellen- bzw. Belegenheitsstaat zur Besteue- 
rung überlassenen Einkünften und Vermögenswerten 
die Doppelbesteuerung vermeidet. Die abschließen- 
den Artikel 24 bis 30 regeln den Schutz vor 
Diskriminierungen, die zur Durchführung des Ab- 
kommens notwendige Zusammenarbeit der Vertrag- 
staaten, das Inkrafttreten und Außerkrafttreten des 
Abkommens und andere Fragen. Dem Abkommen 
ist ein Protokoll beigegeben. 

Zu den einzelnen Abkommensregelungen ist folgen- 
des zu bemerken: 

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt den Personenkreis, für den 
das Abkommen gilt. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel grenzt die Steuern ab, die unter das 
Abkommen fallen. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 definiert einige im Abkommen verwendete 
Begriffe; Absatz 2 enthält die übliche Auslegungs- 
regel, die auf das innerstaatliche Recht als subsidiäre 
Auslegungsquelle verweist. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel definiert in Übereinstimmung mit dem 
OECD-Musterabkommen den Begriff der in einem 
Vertragstaat ansässigen Person, der für den sub- 
jektiven Geltungsbereich des Abkommens und die 
Abgrenzung der Besteuerungsrechte maßgebend ist. 


Grundsätzlich bestimmt sich die Ansässigkeit nach 
den Merkmalen des innerstaatlichen Rechts der 
Vertragstaaten (Absatz 1). 

Sind Personen danach in beiden Staaten ansässig, so 
wird nach bestimmten Kriterien nur einer der Staa- 
ten für die Abkommensanwendung als Wohnsitz- 
staat behandelt (Absätze 2 und 3). 

.Absatz 4 trägt einer Besonderheit des isländischen 
Steuerrechts Rechnung. Eine Personengesellschaft 
wird daher im Sinne des Abkommens als „Person" 
angesehen; sie gilt als in dem Staat ansässig, in dem 
sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung 
befindet. Die Artikel 5 bis 22 sind jedoch nur an- 
wendbar auf Einkünfte und Vermögensteile, die in 
dem Staat der Geschäftsleitung auch tatsächlich der 
Besteuerung unterliegen. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel definiert in Übereinstimmung mit 
dem Musterabkommen der OECD den Begriff der 
Betriebstätte, der die Grundlage für die Besteuerung 
der gewerblichen Einkünfte bildet (vgl. Artikel 7). 

Zu Artikel 6 

Dieser Artikel bestimmt entsprechend dem OECD- 
Musterabkommen, daß Einkünfte aus unbeweg- 
lichem Vermögen in dem Staat besteuert werden 
können, in dem dieses Vermögen liegt. 

Zu Artikel 7 

Dieser Artikel regelt in Übereinstimmung mit dem 
OECD-Musterabkommen die Besteuerung der Ge- 
winne aus Gewerbebetrieb. Nach Absatz 1 darf ein 
Staat die gewerblichen Einkünfte von Unternehmen 
des anderen Staates, entsprechend einem internatio- 
nal allgemein anerkannten Prinzip, nur insoweit be- 
steuern, als der Gewinn durch eine in seinem 
Gebiet gelegene Betriebstätte erzielt wird. Die Ab- 
sätze 2 bis 6 enthalten Bestimmungen über die 
Ermittlung und Zurechnung der Betrieb stätten- 
gewinne. Absatz 7 regelt das Verhältnis der Betrieb- 
stättenbesteuerung zu den Abkommensbestimmun- 
gen für andere Einkünfte, 

Zu Artikel 8 

Dieser Artikel bestimmt entsprechend dem OECD- 
Musterabkommen, daß Gewinne aus dem Betrieb 
von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationa- 
len Verkehr, abweichend vom Betriebstättenprinzip, 
nur im Staat der tatsächlichen Geschäftsleitung des 
Unternehmens besteuert werden dürfen. 

Zu Artikel 9 

Dieser Artikel stellt in Übereinstimmung mit dem 
OECD-Musterabkommen klar, daß das Abkommen 
der Korrektur von Gewinnverlagerungen zwischen 
verbundenen Personen nicht entgegensteht. 

Zu Artikel 10 

Dieser Artikel regelt im wesentlichen in Überein- 
stimmung mit dem OECD-Musterabkommen die Be- 
steuerung der Dividenden. 
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Nach Absatz 1 können Dividenden in dem Staat 
besteuert werden, in dem der Empfänger ansässig 
ist. 

Nach Absatz 2 wird die Steuer des Quellenstaates 
auf 15 V. H. bzw., wenn die Dividenden einer wesent- 
lich beteiligten Kapitalgesellschaft (Mindestbeteili- 
gung 25 V. H.) zufließen, auf 5 v. H. des Brutto- 
betrages der Dividenden begrenzt. 

Empfängt eine isländische Muttergesellschaft auf 
Grund einer wesentlichen Beteiligung Dividenden 
von einer deutschen Kapitalgesellschaft, so bleibt 
gemäß Absatz 3 die deutsche Kapitalertragsteuer 
zum vollen Satz von 25,75 v. H. (einschl. der Ergän- 
zungsabgabe) aufrecht erhalten. Damit wird, ent- 
sprechend der Entschließung des Deutschen Bundes- 
tages zum Steueränderungsgesetz 1958 (Bundes- 
tagsdrucksache 448 S. 2, 3. Wahlperiode), berück- 
sichtigt, daß der ausgeschüttete Gewinn bei der 
deutschen Tochtergesellschaft nur der ermäßigten 
Körperschaftsteuer zum Satz Von 15 v. H. unter- 
legen hat und die isländische Muttergesellschaft die 
deutsche Nachsteuer von 36 v. H. nicht zu entrichten 
braucht, die eine deutsche Muttergesellschaft im 
gleichen Falle zu tragen hätte. 

Empfängt eine deutsche Muttergesellschaft auf Grund 
einer wesentlichen Beteiligung Dividenden von einer 
isländischen Gesellschaft, so bleibt nach Absatz 4 
die isländische Quellensteuer bis zu einem Höchst- 
satz von 36 V. H. des Bruttobetrages der Dividenden 
bestehen. Damit wird einer Besonderheit des islän- 
dischen Steuerrechts Rechnung getragen, das die 
steuerliche Doppelbelastung bei Dividenden in der 
Weise vermeidet, daß die ausschüttende Gesellschaft 
ihre Ausschüttungen bis zur Höhe von 10 v. H. 
ihres Stammkapitals von ihrem steuerpflichtigen 
Gewinn absetzt. Sofern die Ausschüttungen diesen 
Höchstsatz überschreiten, unterliegen sie der vollen 
Steuer. Insoweit ist auch die Sonderregelung dieses 
wähnt werden, dem Wohnsitzstaat zu. 

Die Absätze 5 bis 7 enthalten ergänzende Bestim- 
mungen, die dem OECD-Muster nachgebildet sind. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung von Zin- 
sen. Nach Absatz 1 können Zinsen nur in dem 
Staat besteuert werden, in dem der Empfänger 
ansässig ist. Absatz 2 bestimmt den Begriff der 
Zinsen. Die Absätze 3 und 4 ergänzen die Regelung 
entsprechend dem Musterabkommen der OECD. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel regelt entsprechend dem OECD- 
Musterabkommen die Besteuerung von Lizenzgebüh- 
ren. Nach Absatz 1 können Lizenzgebühren nur in 
dem Staat besteuert werden, in dem der Empfänger 
ansässig ist. Absatz 2 bestimmt den Begriff der 
Lizenzgebühren. Die Absätze 3 bis 5 enthalten er- 
gänzende Bestimmungen. 

Zu Artikel 13 

Der dem OECD-Musterabkommen entsprechende Ar- 
tikel behält die Besteuerung von Veräußerungs- 
gewinnen grundsätzlich dem Wohnsitzstaat vor (Ab- 


satz 3). Der Belegenheits-(Quellen-)staat darf jedoch 
Gewinne aus der Veräußerung von unbeweglichem 
Vermögen und von beweglichem ßetriebstätten- 
verrnögen sowie von beweglichem Vermögen einer 
der Ausübung eines freien Berufes dienenden festen 
Einrichtung besteuern (Absätze 1 und 2). Entspre- 
chend der Regelung für die laufenden Einkünfte 
dürfen Gewinne aus der Veräußerung von See- 
schiffen und Luftfahrzeugen im internationalen Ver- 
kehr sowie des beweglichen Vermögens, das dem 
Betrieb dieser Schiffe und Luftfahrzeuge dient, nur in 
dem Staat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung befindet (Absatz 2 
Satz 2). 

Zu Artikel 14 

Dieser Artikel ordnet, der Empfehlung der OECD 
folgend, die Besteuerung der Einkünfte aus selb- 
ständiger Arbeit — ähnlich dem Betriebstättenprin- 
zip bei gewerblichen Einkünften — dem Staat der 
Arbeitsausübung zu, wenn der Steuerpflichtige dort 
für seine Tätigkeit regelmäßig über eine feste 
Einrichtung verfügt. 

Zu Artikel 15 

Dieser Artikel befaßt sich, dem OECD-Musterabkom- 
men folgend, mit der Besteuerung der Einkünfte aus 
nichtselbständiger Tätigkeit. Absatz 1 stellt den 
Grundsatz auf, daß Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit nur im Staat der Arbeitsausübung besteuert 
werden dürfen. Dieser Grundsatz ist in Absatz 2 zu- 
gunsten nur vorübergehend im Ausland eingesetzter 
Arbeitnehmer (z. B. Monteure) eingeschränkt. Nach 
den Absätzen 2 und 3 können abweichend von der 
Regelung des OECD-Musterabkommens Vergütun- 
gen für unselbständige Tätigkeit, die an Bord von 
Schiffen und Luftfahrzeugen ausgeübt wird, in dem 
Staat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens be- 
findet. 

Zu Artikel 16 

Nach diesem Artikel können Aufsichtsrats- und Ver- 
waltungsratsvergütungen entsprechend dem OECD- 
Musterabkommen in dem Staat besteuert werden, 
in dem die zahlende Gesellschaft ansässig ist. 

Zu Artikel 17 

Nach diesem Artikel dürfen Künstler und Sportler 
entsprechend der OECD-Empfehlung stets in dem 
Staat besteuert werden, in dem sie ihre Tätigkeit 
ausüben. 

Zu Artikel 18 

Dieser Artikel regelt in grundsätzlicher Überein- 
stimmung mit dem OECD-Musterabkommen die Be- 
steuerung von Arbeitsentgelten, die aus öffentlichen 
Kassen gezahlt werden. Absatz 1 legt den Grundsatz 
fest, daß diese nur im Kassenstaat besteuert werden, 
und zwar auch, wenn die nichtselbständige Arbeit im 
anderen Vertragstaat ausgeübt wird. Staatsange- 
hörige des anderen Staates, die in diesem Staat tätig 
sind (Absatz 1 Satz 2), sowie Arbeitnehmer in 
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gewerblichen Betrieben der öffentlichen Hand (Ab- 
satz 2) sind ausgenommen. Absatz 3 enthält ergän- 
zende Bestimmungen. 

Zu Artikel 19 

Dieser Artikel weist entsprechend dem OECD- 
Musterabkommen das Besteuerungsrecht für Ruhe- 
gehälter und ähnliche Vergütungen dem Wohnsitz- 
staat zu (Absatz 1). Für Ruhegehälter, Renten und 
sonstige Vergütungen, die als Entschädigungsleistun- 
gen für Kriegsfolgen oder politische Verfolgung ge- 
zahlt werden, steht das Besteuerungsrecht jedoch 
nur dem Kassenstaat zu (Absatz 2). 

Zu Artikel 20 

Die Bestimmungen dieses Artikels sollen den Aus- 
tausch von Lehrkräften und in Aus- oder Fortbildung 
stehenden Personen fördern. Zu diesem Zweck sind 
nach Absatz 1 die Vergütungen von Gastlehrkräften 
im Gaststaat steuerfrei, sofern der Aufenthalt zwei 
Jahre nicht übersteigt. Für Studenten oder Lehrlinge 
wird im Gaststaat Steuerfreiheit für aus dem Heimat- 
staat empfangene Zahlungen gewährt (Absatz 2). 
Steuerfrei sind nach Absatz 3 auch die an Studenten 
gezahlten Arbeitslöhne, wenn die Arbeitsausübung 
der Gewinnung praktischer Berufserfahrung dient 
und in einem Kalenderjahr nicht länger als 100 Tage 
dauert. 

Zu Artikel 21 

Dieser Artikel weist entsprechend dem OECD- 
Musterabkommen das Besteuerungsrecht für Ein- 
künfte, die im Abkommen nicht ausdrücklich er- 
wähnt werden, dem Wohnsitzstaat zu. 

Zu Artikel 22 

Dieser Artikel regelt in Übereinstimmung mit dem 
OECD-Musterabkommen die Besteuerung des Ver- 
mögens. Grundsätzlich steht dem Wohnsitzstaat das 
Besteuerungsrecht zu (Absatz 4). Unbewegliches Ver- 
mögen und das bewegliche Vermögen, das zu einer 
Betriebstätte oder einer der Ausübung eines freien 
Berufes dienenden festen Einrichtung gehört, darf 
aber nach den Absätzen 1 und 2 — entsprechend der 
Regelung für die betreffenden Einkünfte — im Be- 
legenheitsstaat besteuert werden. Seeschiffe und 
Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr sowie das 
ihrem Betrieb dienende bewegliche Vermögen, dür- 
fen nur in dem Staat besteuert werden, in dem sich 
der Ort der tatsächlichen Leitung des Unternehmens 
befindet (Absatz 3). 

Zu Artikel 23 

Dieser Artikel regelt, wie der Wohnsitzstaat des 
Steuerpflichtigen die Doppelbesteuerung bei Ein- 
künften und Vermögenswerten vermeidet, die nach 
dem Abkommen im Quellen- bzw. Belegenheitsstaat 
besteuert werden können. 

Absatz 1 

Bei in der Bundesrepublik ansässigen Personen 
werden die isländischen Einkünfte und Vermögens- 
werte entsprechend der ständigen deutschen Ver- 


tragspraxis grundsätzlich von der deutschen Steuer 
freigestellt (Freistellungsmethode). Die freigestellten 
Einkünfte und Vermögenswerte werden aber bei 
der Festsetzung des Steuersatzes für das übrige, der 
deutschen Besteuerung weiterhin unterworfene Ein- 
kommen und Vermögen berücksichtigt (Progressions- 
vorbehalt). Die Freistellung erstreckt sich auch 
auf wesentliche Beteiligungen (Mindestbeteiligung 
25 V, H.) deutscher Kapitalgesellschaften an islän- 
dischen Gesellschaften sowie die daraus fließenden 
Dividenden (internationales Schachtelprivileg). Das 
zum Abkommen gehörende Protokoll stellt sicher, 
daß das internationale Schachtelprivileg nur für Be- 
teiligungen an produktiv tätigen isländischen Ge- 
sellschaften gewährt wird. Bei dem unter Buch- 
stabe b genannten Einkünften wird die Doppel- 
besteuerung durch Anrechnung der isländischen 
Steuer auf die Einkommen- oder Körperschaftsteuer 
vermieden (Anrechnungsmethode). 

Absatz 2 

Bei in Island ansässigen Personen wird die Doppel- 
besteuerung entsprechend den Regelungen in Ab- 
satz 1 teils durch Freistellung von der isländischen 
Steuer, teils durch Anrechnung der deutschen Steuer 
vermieden. 

Zu Artikel 24 

Dieser Artikel soll steuerliche Diskriminierungen 
verhindern. Er folgt im wesentlichen dem OECD- 
Musterabkommen. 

Zu Artikel 25 und 26 

Diese Artikel regeln die Zusammenarbeit zwischen 
der deutschen^ und der isländischen Steuerverwal- 
tung bei der Durchführung des Abkommens. Arti- 
kel 25 sieht vor, daß sich die zuständigen Behörden 
über die Vermeidung der Doppelbesteuerung in 
Einzelfällen verständigen und Auslegungs- oder An- 
wendungsschwierigkeiten in gegenseitigem Einver- 
nehmen beseitigen. Artikel 26 regelt den Austausch 
von Informationen, die zur Durchführung des Ab- 
kommens erforderlich sind. 

Zu Artikel 27 

Dieser Artikel regelt das Verhältnis des Abkom- 
mens zu den besonderen diplomatischen und konsu- 
larischen Vorrechten. 

Zu Artikel 28 

Dieser Artikel enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 29 

Dieser Artikel regelt die Ratifikation und das In- 
krafttreten des Abkommens. Das Abkommen soll 
erstmalig für das Jahr 1968 angewendet werden. 

Zu Artikel 30 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen über eine evtl. 
Kündigung und das Außerkrafttreten des Ab- 
kommens. 
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